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Dieses Kapitel des Klimaberichts befasst sich mit den Handlungs-
spielräumen für lokalen Klimaschutz, die spezifischen Formen 
lokaler Klima-Governance sowie der Einbindung Hamburgs und 
der Metropolregion in ein komplexes Mehrebenensystem der 
Klima-Governance. Da im vergangenen Klimabericht der Fokus 
auf Adaptationsprozessen lag, wird im Folgenden insbesondere 
das Thema Mitigation (Klimaschutz) beleuchtet. Anders als in der 
Anpassungsproblematik wird für das Ziel der Mitigation häufig in-
frage gestellt, dass die lokale Ebene einen wichtigen Beitrag leisten 
kann. Daher wird hier zunächst eine grundlegende Einführung in 
die Möglichkeiten lokaler Klima-Governance im Rückgriff auf die 
breit gefächerte internationale Forschungsliteratur geleistet, bevor 
auf dieser Grundlage eine Einordnung der spezifischen Bedingun-
gen und Potenziale für den Klimaschutz in Hamburg erfolgt. Ein 
besonderer Fokus liegt dabei erstens auf einer Betrachtung der 
formal-rechtlichen Instrumente und zweitens auf den weiteren 
informellen Governance-Instrumenten. Dem Status von Hamburg 
als Stadtstaat kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. Aus-
geklammert bleibt eine ausführliche Darstellung der Literatur 
zu finanziellen Anreizsystemen. Eine systematische Betrachtung 
der technischen Optionen (im Unterschied zu den Governance-
Aspekten) wird erst in ▶ Kap. 15 geleistet.

Folgende Fragen stehen im Vordergrund:-	 Was motiviert Städte, sich als eigene Akteure im Klima-
schutz zu positionieren?-	 Welche Faktoren fördern und behindern das Engagement 
von Städten als Klimaschutzakteuren allgemein, und wie ist 
die spezifische Situation Hamburgs hier einzuordnen?-	 Wie werden die Instrumente der hamburgischen Steuerung 
des Klimaschutzes, insbesondere der Klimaplan, einge-
schätzt im Vergleich zu den Möglichkeiten formaler, vor 
allem gesetzlicher Regelungsformen?-	 Wie werden die informellen Regelungsformen eingeschätzt, 
die insbesondere die Abstimmung zwischen verschieden-
artigen Akteuren sowie Beteiligungsverfahren in Hamburg 
betreffen?

14.1	 Städte als Akteure im Klimaschutz: 
eine allgemeine Einleitung

Der anthropogene Klimawandel wird vor allem auf global ku-
mulierte Treibhausgasemissionen zurückgeführt. Die primär 
verantwortlichen Vertragspartner der Klimaschutzabkommen 
der Vereinten Nationen sind Nationalstaaten, die im Rahmen na-
tionaler Gesetzgebung und Anreizprogramme auch die Möglich-
keit zur Umsetzung von Klimaschutzzielen zu ihrer Verfügung 
haben. Dennoch geraten zunehmend auch die lokale Ebene 
und damit Städte und Gemeinden als eigenständige Akteure 
des Klimaschutzes in den Blick. Im Wesentlichen besteht in der 
Forschungsliteratur zur Klima-Governance Einigkeit darüber, 
dass subnationale Regierungen wichtige Ansprech- und Umset-
zungspartner für das Ziel der Emissionsminderung sind (Jol-
lands et al. 2008). Die Frage, welche Möglichkeiten konkret in 
der Praxis bestehen und welche Strategien als vielversprechend 
beurteilt werden, wird jedoch kontroverser diskutiert. Reckien 
et al. (2014) haben die prozentuale Verteilung von Adaptations- 

und Mitigationsplanungen in einer Studie von 200 europäischen 
Städten untersucht, die eine regional-repräsentative Stichprobe 
der europäischen Länder darstellen. Ihre Ergebnisse zeigen, dass 
mittlerweile 65 % der Städte des Samples klimaschützende Maß-
nahmen in einer Strategie bündeln und 88 % dieser Strategien 
Emissionsreduktionsziele quantifizieren, wobei das Ausmaß der 
Einsparungen stark variiert (Reckien et al. 2014, S. 335 f).

Ein grundlegendes Merkmal von Städten und lokalen Regie-
rungen ist ihre Einbettung in das politische Mehrebenensystem. 
Die dadurch erforderliche Multilevel-Governance zeichnet sich 
durch sich überschneidende Kompetenzen und Funktionen und 
durch zahlreiche horizontale und vertikale Abhängigkeiten aus, 
woraus ein erhöhter Koordinationsaufwand resultiert (Bulkeley 
und Betsill 2013; Benz 2004). Dies bedeutet für städtische und 
regionale Akteure die Zusammenarbeit in wechselnden Kon-
stellationen mit vielschichtigen Vernetzungsstrukturen und Ent-
scheidungsprozessen (Knodt 2010). Städte bewegen sich daher 
an einer entscheidenden Schnittstelle: einerseits nah an den Bür-
gerinnen und Bürgern, andererseits eingebunden in die Gesetz-
gebungen der höheren Ebenen (Azevedo et al. 2013; Beermann 
2014; Bulkeley 2010; Pasimeni et al. 2014).

Governance umfasst neben einigen direkten Steuerungsin-
strumenten auch eine verstärkte Nutzung indirekter Steuerungs-
mechanismen. Neben den formalen gesetzlichen Grundlagen 
stehen verschiedene informelle Abstimmungsinstrumente zur 
Verfügung. Derzeit zeichnet sich eine Verschiebung von direkter 
Einflussnahme hin zu einer verstärkten Aktivierung weiterer Ak-
teure und Ressourcen sowie zur Nutzung vielfältiger Netzwerke, 
Partnerschaften und Marktdynamiken ab, also von direkten 
zu indirekten Steuerungsmechanismen (Bevir 2009; Schneider 
2004). Dabei geht es vor allem um Auslagerungsprozesse, öffent-
lich-private Partnerschaften und weitere (zivilgesellschaftliche) 
Entitäten, die einen Teil der Regierungsaufgaben übernehmen. 
Auch (transnationale) Städtenetzwerke und -partnerschaften 
spielen zunehmend eine Rolle im Klimaschutz.

14.2	 Welche Faktoren fördern und behindern 
das Engagement von Städten als 
Klimaschutzakteure allgemein?

Städte sind zunächst als verantwortliche Akteure in der Klima-
rahmenkonvention der Vereinten Nationen und deren Folgever-
einbarungen nicht vorgesehen. Ihr Engagement im Klimaschutz 
ist in vielen Bereichen freiwillig. Vereinzelt – wie z. B. in der 
Planung oder Raumnutzung – können höhere politische Ebenen 
Städte dazu verpflichten, sich mit Klimaschutz auseinanderset-
zen. Einschränkend wirkt sich aus, dass Städte nicht unbegrenzt 
Maßnahmen ergreifen können, da viele für den Klimaschutz 
wichtige Entscheidungen auf übergeordneten politischen Ebenen 
getroffen werden und viele gesetzliche Rahmungen außerhalb des 
Kompetenzbereichs von Städten liegen. Dies wirft die Frage auf, 
welche Faktoren dazu führen, dass manche Städte Klimaschutz-
strategien verabschieden, die teils sogar über nationale Ambitio-
nen hinausgehen, während andere keine solchen Strategien ent-
wickeln (Bulkeley und Kern 2006, S. 2240; Marsden et al. 2014; 
Schreurs 2008, S. 353).
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14.2.1	 Förderliche Faktoren

Einer der ausschlaggebenden Gründe sieht Gore (2010, S. 34) 
in der Nähe der lokalen Regierungen zu den Bürgerinnen und 
Bürgern. In der Bevölkerung wird die lokale Lebensqualität oft-
mals mit breiteren Aspekten einer nachhaltigen Entwicklung ver-
bunden, so dass der Klimaschutz zum identitätsstiftenden Motor 
von Stadt- und Regionalentwicklung werden kann (Schneidewind 
und Scheck 2012). Es hat sich gezeigt, dass ökologische Präferen-
zen der Bürgerinnen und Bürger das Engagement von Städten im 
Klimaschutz positiv beeinflussen (Milliard-Ball 2012, S. 290). In 
der Tendenz treten eher wohlhabende Städte als Vorreiter beim 
Klimaschutz in Erscheinung, die eine liberale Bevölkerung mit 
hohem Bildungsniveau haben. Einkommen und Bildung sind 
auch ganz allgemein sozioökonomische Faktoren, die mit öko-
logischen Präferenzen korrelieren (Krause 2012, S.  588). Ein 
zentraler förderlicher Faktor ist das persönliche Engagement von 
Führungspersonen (Bulkeley 2010). Nur wenn für einen gewissen 
Zeitraum hochrangige Entscheidungsträger Klimaschutzpro-
gramme priorisieren, können auch ambitionierte lokale Klima-
pläne entstehen (Bulkeley und Kern 2006, S. 2240; Keirstead und 
Schulz 2010, S. 4874; Schreurs 2008, S. 352). Der Grad des natio-
nalen Ambitionsniveaus hat offenbar keine systematischen Aus-
wirkungen. Es existieren Städte mit hohen Zielsetzungen beim 
Klimaschutz in Ländern, die keine ehrgeizigen Klimastrategien 
verfolgen. Gleichzeitig sind anspruchsvolle nationale Rahmen-
setzungen kein Garant dafür, dass sich Städte mit der Thematik 
auseinandersetzen und eigene Ansätze entwickeln (Reckien et al. 
2014, S. 335). Auch bieten die Themenkomplexe des Klimaschut-
zes und der Anpassung die Möglichkeit, sich als Vorreiter einer 
Region oder eines Landes zu etablieren und auf diese Weise das 
eigene Profil zu schärfen sowie die Reputation zu erhöhen.

Zudem argumentieren immer mehr Forschende, dass lokale 
Regierungen und Städte aufgrund ihrer Mitgliedschaft in trans-
nationalen Klimakoalitionen Strategien verabschieden (u. a. Gore 
2010, S. 34; Sharp et al. 2011). Mitglied eines größeren Netzwerks 
zu sein, kann dabei auch die interne Dynamik neu anstoßen und 
dazu führen, stadtbezogene Klimapolitiken voranzutreiben (Lee 
und Koski 2014). Durch Zusammenschlüsse werden zudem 
Stimmen gebündelt und eine gemeinsame Problemdefinition be-
reitgestellt. Dies kann im nationalen Kontext die eigene Position 
stärken und in der Folge die nationalen Agenden in Richtung 
des eigenen Standpunktes beeinflussen (Giest und Howlett 2013, 
S. 349). In einer quantitativen Studie kommen Lee und Koski zu 
dem Schluss, dass die Mitgliedschaft in Netzwerken signifikant 
und substanziell die Wahrscheinlichkeit erhöht, dass Städte Maß-
nahmen entwickeln, um dem Klimawandel zu begegnen (Lee 
und Koski 2014, S. 489). Auch Hakelberg (2011) führt die Ein-
führung vieler urbaner Klimastrategien in seiner quantitativen 
Studie auf die Mitgliedschaft in transnationalen Netzwerken 
zurück. Seit den 1990er-Jahren entstanden beispielweise ICLEI 
(International Council for Local Environment Initiatives), die in 
Deutschland gegründete Climate Alliance (Klima-Bündnis) so-
wie das in Frankreich entstandene Energy Cities (energie-cités). 
Es folgte eine Welle weiterer Zusammenschlüsse und Programme 
von Bürgermeistern, z. B. das European Covenant of Mayors, das 
U.S. Mayors Climate Protection Agreement (MCPA), C40 Cities 

Climate Leadership Group, World Mayors Council on Climate 
Change (WMCCC) in New York und unzählige Graswurzelnetz-
werke der Zivilgesellschaft, u. a. das Transition Town Netzwerk 
oder Recht auf Stadt (Gore 2010; Morlet und Keirstead 2013; 
Pasimeni et al. 2014; Rosenzweig et al. 2010).

14.2.2	 Hemmende Faktoren

Lokale Klimaschutzstrategien unterscheiden sich in mehreren 
Hinsichten von anderen Steuerungsgegenständen, mit denen 
Städte typischerweise zu tun haben. So wäre z. B. auch bei 
sehr weitgehenden Klimaschutzmaßnahmen eine tatsächliche 
Wirkung auf das globale Klima erst mit einer deutlichen Ver-
zögerung spürbar, wenn es bspw. gelingt, die globale Erwärmung 
im Laufe dieses Jahrhunderts zu verlangsamen bzw. auf das der-
zeitige globale Ziel von 2 Grad bis zum Jahr 2100 zu begrenzen. 
Welche Maßnahme welchen Beitrag daran hätte, wäre im Nach-
hinein nicht rekonstruier- oder messbar (Bläser 2012). Dem ste-
hen die vergleichsweise kurzen politischen Wahlzyklen bei der 
Verabschiedung von Klimaschutzmaßnahmen und der Durch-
führung von Programmen entgegen. Sie können dazu führen, 
dass politisch Verantwortliche eine „Not in my term“-Haltung 
einnehmen, da positive Auswirkungen nur in seltenen Fällen 
sofort sichtbar werden (Azevedo et al. 2013, S. 987). Kurzfristige 
politische Erfolgskriterien geraten in Konkurrenz zu den An-
forderungen eines langfristig angelegten Klimaschutzes (Böcher 
und Nordbeck 2014).

Klimaschutz bedarf zudem auch einer sektorübergreifenden 
Koordination, da sich die Verursacherstruktur der Treibhausgas
emissionen sehr heterogen darstellt. Traditionell ist städtische 
Governance aber eher von spezialisierten Ressortzuständigkeiten 
geprägt. Dabei kann die Koordination und Integration tradi-
tionell getrennter Politikfelder auf Widerstand bei denjenigen 
Akteuren oder Sektoren stoßen, die Nutznießer traditionell aus-
gerichteter Sektoralpolitik sind (vgl. Azevedo et al. 2013, S. 987; 
Benz 2004, S.  14; Greiving und Fleischhauer 2008, S.  64 ff.). 
Untersuchungen zeigen, dass der Klimaschutz in der Praxis 
oft als Randthema bearbeitet wird, womit eine Begrenzung auf 
die Umweltbehörde oder einzelne Abteilungen einhergeht. Nur 
selten wird Klimaschutz in der kommunalen Praxis als Quer-
schnittsthema behandelt (Bulkeley 2010, S. 235). Zusätzlich kön-
nen sich unklare Aufgabenverteilungen zwischen der nationalen 
und lokalen Ebene einschränkend auswirken, da es häufig offen 
bleibt, wie sich die Verantwortlichkeiten zur Erreichung von Mi-
tigationszielen zwischen nationaler und lokaler Ebene verteilen 
(Marsden et al. 2014).

Insgesamt fällt bei der Betrachtung einzelner Klimaschutzpo-
litiken auf, dass der Klimawandel in der Regel nicht allein auf der 
Agenda erscheint, sondern mit anderen Logiken und Zielen ver-
knüpft wird, um weitere Co-Benefits zu generieren. Gesetzte Ziele 
korrelieren meist mit weiteren erstrebenswerten Entwicklungen 
auf der lokalen Ebene, z. B. finanziellen Einsparungen durch 
Energieeffizienz, Anreizsetzungen für den Arbeitsmarkt durch die 
Generierung zusätzlicher Arbeitsplätze oder auch die Verringe-
rung der lokalen Luftverschmutzung (Keirstead und Schulz 2010, 
S. 4873; Morlet und Keirstead 2013, S. 853; Schreurs 2008, S. 353). 
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Diese pragmatische Synergieförderung und Integration anderer 
Prioritäten führt in einem ersten Schritt dazu, klimaschützende 
Programme zu verabschieden und in verschiedene Bereiche hi-
neinzutragen. Moloney und Horne (2015) stellen jedoch infrage, 
inwieweit die derzeit angewandten Politikprogrammatiken auch 
zu dem benötigten soziotechnischen Wandel führen können, da 
nach wie vor zu häufig Logiken und Prioritäten die Politik be-
stimmen, die dem Klimaschutz konträr entgegenstehen. Beispiele 
betreffen den ökonomischen Wachstumsimperativ sowie die an-
haltende Förderung fossiler Energieträger und der urbanen In-
frastruktur für das Auto. Auf diese Weise könne der Klimawandel 
nicht zur Priorität werden (Marsden et al. 2014).

14.3	 Welche Handlungsoptionen 
und Handlungspotenziale 
für den Klimaschutz bestehen für Städte 
im Mehrebenensystem?

In vielen für den Klimaschutz relevanten Handlungsfeldern 
haben subnationale Regierungen nur begrenzt Einfluss. Der na-
tionale Kontext bestimmt die grundlegenden Strukturen und 
Rahmenbedingungen für lokale Strategien und versucht länger-
fristige Entwicklungen aufzuzeigen. Dies schlägt sich auch darin 
nieder, dass die Zeithorizonte zwischen Planungen der natio-
nalen und lokalen Ebene variieren. Nach Pasimeni et al. (2014) 
umfassen lokale Strategieplanungen meist einen Zeitrahmen 
zwischen 10 und 20 Jahren, nationale Pläne in der Tendenz hin-
gegen von mindestens 30 Jahren. Entscheidungen der nationalen 
Ebene – z. B. zum Ausbau von erneuerbaren Energien und die 
schrittweise Abkehr von fossilen Energieträgern sowie damit ein-
hergehende Infrastrukturanpassungen – geben maßgeblich den 
Rahmen für die lokale Ebene vor. Auch mittelbare Einflussmög-
lichkeiten wie national verankerte Anreizsysteme (Subventionen, 
Förderprogramme) sind wichtige Impulsgeber für die Gestaltung 
lokaler Strategien (Bulkeley 2010, S. 238; Keirstead und Schulz 
2010, S. 4874; Nelson et al. 2015, S. 99; Schreurs 2008, S. 344, 353; 
Starzer 2005; Singh et al. 2010), auch wenn der Vollzug in vielen 
Fällen den Ländern oder den Kommunen obliegt. Das spiegelt 
sich auch in der Verteilung von Klimaschutzprogrammen auf 
die verschiedenen Ebenen wider: Eine Auswertung von Artikeln 
der Zeitschrift Energy Policy von Keirstead und Schulz (2010, 
S. 4871) ergab, dass 59 % der Veröffentlichungen über Energie-
politiken die nationale Ebene fokussierten, 26 % internationale 
Programme und nur etwa 10 % die subnationale bzw. lokale 
Ebene.

Das Spektrum der national-lokalen Verflechtungen reicht 
von hierarchischer Kontrolle, d. h., Städte adaptieren Agenden 
und treffen Entscheidungen aufgrund festgeschriebener Ver-
pflichtungen, bis hin zu Entscheidungen, die den höheren Ebe-
nen zuwiderlaufen (Keirstead und Schulz 2010, S. 4873). Häufig 
kann die Wirksamkeit von lokalen Förderprogrammen und 
Anreizsystemen für private Akteure erst im Zusammenspiel mit 
nationalen Rahmenbedingungen eingeschätzt werden. Setzen 
sich urbane Strategien von nationalen Strukturen ab, kann dies 
andererseits aber auch dazu führen, dass Städte wechselwirkend 
Einfluss auf die nationale Gesetzgebung nehmen. Es lassen sich 
viele Beispiele nennen, bei denen lokale Regierungen hinsicht-

lich nationaler Strategien und Zielsetzungen zu Agendasettern 
wurden (Schreurs 2008, S. 346, 350). Ihre erfolgreichen Hand-
lungen und Strategien können für nationale Prozesse auf diese 
Weise als Blaupause dienen und Erfahrungen aus bereits umge-
setzten lokalen Programmen in die Konzeption neuer Politiken 
einfließen (Jollands et al. 2008; Pohlmann 2011, S. 15; Khan 2013, 
S. 133). Zwar können regionale oder lokale Klimapolitiken die 
nationalen Klimaschutzprogramme nicht ersetzen, doch sind sie 
in der Lage, die mögliche Diskrepanz zwischen teils praxisfer-
ner Entwicklung und der lokalen Umsetzung geringer zu halten 
(Carney und Shackley 2009, S. 4301). Eine Bündelung der Lan-
des- und der lokalen Ebene stellen die Stadtstaaten (Hamburg, 
Berlin, Bremen) dar, die Kompetenzen von Städten und Bundes-
ländern vereinen (Bulkeley und Kern 2006, S. 2238; Morlet und 
Keirstead 2013, S. 856).

Neben diesen vertikalen Verflechtungen stehen die politisch 
Verantwortlichen auch horizontal mit Akteuren der Wirtschaft, 
Nichtregierungsorganisationen und der Zivilgesellschaft in 
ständigem Austausch, da die Verwaltung vermehrt als Vermittler 
und Prozessbegleiter auftritt und weniger als Steuerungsinstanz 
(Khan 2013, S. 133). Die Pluralisierung der Akteure (Khan 2013, 
S. 134; Keirstead und Schulz 2010, S. 4877) ist ein wesentliches 
Merkmal derzeit stattfindender Entwicklungen. Besonders nicht-
staatliche Akteure gewinnen an Gewicht und reformieren die 
konzeptionelle Art und Weise, wie die Entwicklung von Strate-
gien und die Etablierung neuer Herangehensweisen im Kontext 
von Klima-Governance gedacht werden müssen (Bulkeley und 
Betsill 2013, S. 149; Okereke et al. 2009, S. 58).

Worin bestehen nun konkrete Handlungspotenziale auf städ-
tischer Ebene im Mehrebenensystem? Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister werden häufig direkt gewählt und ihr Verantwor-
tungsbereich betrifft zentrale Sektoren wie Bildung, Gesundheit, 
Abfallwirtschaft, Landnutzungsplanung ebenso wie den Trans-
portbereich. Zudem ermöglicht das Grundgesetz (Art. 28 Abs. 2), 
dass sich örtliche Entscheidungsträger eigenverantwortlich mit 
allen Angelegenheiten auseinandersetzen, die für die lokale Ge-
meinschaft relevant sind. Gleichzeitig bestehen gesetzlich fest-
geschriebene Verpflichtungen der nationalen Regierung. Städte 
und Kommunen befinden sich demnach im Spannungsfeld als 
umsetzende Instanz nationaler Verpflichtungen und der Mög-
lichkeit, bzgl. abgesteckter Felder, Maßnahmen und Ziele eigen-
verantwortlich Prioritäten zu setzen (Bulkeley und Kern 2006, 
S. 2239).

Entscheidungsträger von Städten und Kommunen sind in der 
Lage, durch die Bereitstellung finanzieller Ressourcen (z. B. durch 
Förderprogramme) ressourcenschonende Investitionen und 
Effizienzsteigerungen anzuregen. Die Einführung von Effizienz-
programmen ist in der Praxis denn auch eines der bewährten 
und häufig genutzten Instrumente (Sovacool und Brown 2010, 
S. 4865). Öffentlich-private Partnerschaften sind ein weit verbrei-
tetes Mittel in diesem Zusammenhang (Bulkeley und Kern 2006, 
S. 2249). Darüber hinaus können durch Bildungsmaßnahmen 
und Öffentlichkeitsarbeit die breite Bevölkerung oder auch spe-
zifische Zielgruppen erreicht werden. Durch Selbstregulierun-
gen sind Städte und Kommunen zudem in der Lage, die eigenen 
Verbräuche zu kontrollieren und durch grüne (Beschaffungs‑)
Standards oder festgesetzte Energieeinsparungen zu regulieren 
(Bulkeley und Kern 2006, S. 2244; Schreurs 2008, S. 353).
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Weit verbreitet im Modus der Selbstregulierung urbaner 
Regierungen ist der Austausch von Leuchtmitteln (z. B. bei der 
Straßenbeleuchtung und in Innenräumen von städtischen Ge-
bäuden), da dies verhältnismäßig leicht umzusetzen ist und doch 
erhebliche prozentuale Einsparungen mit sich bringt (Jollands 
et al. 2008). In einer umfangreichen Untersuchung zeigten Jol-
lands et al (2008), dass durch derartige Projekte zwar zwischen 
20 und 50 % Energie und Emissionen eingespart wurden (ebd.), 
doch der Effekt gemessen in absoluten Einsparungen eher ge-
ring bleibt. Bulkeley und Kern (2006, S. 2245) sehen daher auch 
eher die Vorbildfunktion solcher Programme als relevant an 
(„get your own house in order“) und weniger die tatsächlich zu 
erreichenden Einsparungen, da sich diese lediglich auf 1–5 % 
der gesamten Emissionen des urbanen Einzugsgebietes belaufen 
würden.

Grundlegend können laut Gore (2010, S.  38) die politisch 
Verantwortlichen in dem Sinne strategisch intervenieren, dass 
sie durch die Nachfrage nach energiesparenden Produkten und 
Dienstleistungen den Markt in eine emissionenreduzierende Rich-
tung lenken können. In ihrem räumlichen Einflussgebiet können 
lokale Regierungen demnach Rahmenbedingungen, Restriktionen 
und Förderungen so gestalten, dass sie eine kohlenstoffarme Ent-
wicklung der örtlichen Industrie und urbaner Gebiete befördern 
(Azevedo et al. 2013, S. 896). An verschiedenen Stellen wird in 
diesem Zusammenhang auf die Planungshoheit hinsichtlich der 
Landnutzung und des Ressourcenmanagements verwiesen. In 
manchen Mehrebenensystemen sind Städte demnach in der Lage, 
durch vordefinierte Landnutzung und Standardsetzungen im Ge-
bäudebereich zu regulieren (Bulkeley und Kern 2006, S. 2247).

Im Bereich Mobilität gibt es ebenfalls zahlreiche Möglich-
keiten der lokalen Governance, Klimaschutzziele zu befördern. 
Gebührenerhebungen im privaten Personenverkehr durch die 
Einführung von Mautgebühren für urbane Zonen, die Förderung 
alternativer Technologien bspw. im Bereich der Elektromobilität, 
Fahrverbote oder den grundlegenden Ausbau des öffentlichen 
Nahverkehrs werden hier diskutiert (Azevedo et al. 2013; Sova-
cool und Brown 2010, S. 4865). Ein gut ausgebautes Netz des 
öffentlichen Nahverkehrs ist z. B. eine Grundvoraussetzung für 
die Abnahme des individuellen Personenverkehrs.

In der Vergangenheit wurde den kommunalen Regierungen 
traditionell ein noch höheres Maß an Einfluss zugesprochen, als 
dies heute der Fall ist. In Bezug auf die Bereitstellung von Elek-
trizität, Wasserversorgung, öffentlichem Verkehr sowie Abwas-
ser- und Abfallentsorgung hatten sie in vielen Fällen nahezu eine 
Monopolstellung inne (Wollmann 2003, S. 89). Doch im Zuge 
der europäischen Marktliberalisierung wurden in den letzten 
Jahrzehnten viele öffentliche Versorgungsstrukturen – vor allem 
im Energie- und Transportbereich – privatisiert. Stadtstaaten 
und Länder verkauften Anteile, und in der Folge sank auch ihr 
Maß an Einfluss (Bulkeley und Kern 2006, S. 2242). Derzeit ist 
der Energiesektor in Deutschland moderat konzentriert. Es exis-
tieren vier Zonen mit vier Versorgungsanbietern; Wettbewerb 
ist daher nur eingeschränkt möglich. Auch wenn ihre Handhabe 
abgenommen hat, spielen regionale und lokale Autoritäten nach 
wie vor eine wichtige Rolle bei der Energiepolitik. Sie können 
regulierend eingreifen, stellen teils noch Versorgungsleistungen 
bereit und lenken, indem sie bestimmte soziotechnische Innova-
tionen fördern (Morlet und Keirstead 2013, S. 853).

Die lokalen Regierungen, die nach wie vor im Besitz von 
Stadtwerken sind, haben hinsichtlich des Klimaschutzes einen 
größeren Handlungsspielraum (Weimer-Jehle et al. 2001, S. 4). 
Sind sie Mehrheitsgesellschafter der Versorgungsunternehmen, 
können sie in den Sektoren Energie, Transport, Wasser und Abfall 
aktiv auf deren Aktivitäten einwirken (Huber 1997, S. 80). Sie 
können beispielsweise die Elektrizitätsgenerierung direkt beein-
flussen und Fernwärmeversorgung sowie Kraft-Wärme-Kopp-
lungsanlagen priorisieren. In der Praxis zeigt sich, dass lokale 
Regierungen vor allem in der Rolle des Verteilers agieren und 
die Generierung Privatunternehmen überlassen wird (Bulkeley 
und Kern 2006, S. 2245). Denjenigen, die keinen direkten Einfluss 
auf die Stadtwerke haben, ermöglicht das Erneuerbare-Energien-
Gesetz ebenso wie das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz, die Ent-
wicklung regenerativer Energieträger und Kraft-Wärme-Kopp-
lungsanlagen zu einem gewissen Grad zu fördern (ebd. S. 2246).

Im Kontrast zum Energiesektor wird den Regierungsverant-
wortlichen auch heute schon ein höherer Einfluss hinsichtlich des 
Abfallsektors attestiert, da hier öffentliche Unternehmen die Ver-
antwortungsträger sind. In der Folge wird auch die Integration 
von Klimaschutzmaßnahmen erleichtert, z. B. durch die Gene-
rierung von Energie und Fernwärme durch Abfall (Bulkeley und 
Kern 2006, S. 2245).

Das Baugesetzbuch erlaubt den einzelnen Kommunen nun-
mehr auch, die Planung der Nutzung von Grundstücken am Kli-
maschutz als Ziel zu orientieren (§ 1 Abs. 5). In Bebauungsplänen 
können beispielsweise bestimmte Energieträger für die Wohn-
raumbeheizung dezidiert ausgeschlossen werden (§  9  Abs.  1 
Nr. 23 Buchst. a) oder bestimmte Vorgaben für die Nutzung er-
neuerbarer Energien oder von Kraft-Wärme-Kopplung gemacht 
werden (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 Buchst. b). So ergeben sich hier Ein-
flussmöglichkeiten, auch wenn die sonstigen Gebäudestandards 
meist auf der nationalen Ebene verabschiedet werden (Bulkeley 
und Kern 2006, S. 2247).

14.4	 Wie ist vor dem Hintergrund 
dieser allgemeinen Zusammenhänge 
die spezifische Situation Hamburgs 
einzuordnen?

In Hamburg herrschte lange Zeit ein sektoraler Zugang vor. Zwar 
zeigte die Hansestadt schon 1996 formales Engagement mit dem 
Beitritt zur Aalborg-Agenda (Charta von Aalborg 1994), doch 
wurden nachfolgend alle den Klimaschutz betreffenden Angele-
genheiten der Umweltbehörde übertragen. Bemühungen blieben 
in der Folge ressortgebunden und konkurrierten mit Program-
matiken anderer Verwaltungseinheiten (Kopatz et al. 2010, S. 10). 
Eine stärker koordinierende Funktion übt inzwischen die Leis-
telle Klimaschutz aus, die auch für die strategisch-konzeptionelle 
Weiterentwicklung der klimapolitischen Gesamtstrategie des 
Senats verantwortlich ist. Der Masterplan Klimaschutz, der seit 
2013 das Hamburger Klimaschutzkonzept abgelöst hat, sowie 
der aktuelle Klimaplan, der im Dezember 2015 vom Senat be-
schlossen wurde, sind vor diesem Hintergrund zu betrachten.

Wie zuvor ausgeführt, führt die Einbindung in das Mehr-
ebenensystem dazu, dass es vielfältige Überlappungen mit der 
nationalen Ebene gibt. So führte beispielsweise das Einspeise-
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gesetz für erneuerbare Energien, das auf nationaler Ebene ver-
abschiedet wurde, auch in Hamburg zu einer deutlichen Ver-
ringerung der CO2-Emissionen (Kopatz et al. 2010, S. 22). Häufig 
kann die Wirksamkeit von lokalen Förderprogrammen und 
Anreizsystemen für private Akteure erst im Zusammenspiel mit 
nationalen Rahmenbedingungen eingeschätzt werden (für den 
Fall von Betrieben im Hamburger Hafen vgl. Hackstedt 2015). 
Umgekehrt wird der Hamburger Klima-Governance auch eine 
Agenda-Setting-Funktion konstatiert (Leal Filho 2010, S. 132).

Ohne an dieser Stelle eine vollständige Aufzählung der Ham-
burger Klimaschutzmaßnahmen leisten zu können, sei auf zen-
trale Programme und Maßnahmen verwiesen. So nutzt die Stadt 
Hamburg insgesamt ein breites Portfolio zur Förderung unter-
nehmerischer Nachhaltigkeit (Kopatz et al. 2010, S. 206). Das 
größte anreizgebende Programm im Hamburger Kontext ist „Un-
ternehmen für Ressourcenschutz“. In Hamburg sind außerdem 
die Umweltpartnerschaft Hamburg sowie die freiwillige Selbst-
verpflichtung der Industrie zu nennen. Vor allem Letztere ist an 
die energieintensive Industrie Hamburgs adressiert, um diese 
Emittenten als Partner für CO2-Verringerungen zu gewinnen. 
Aufbauend auf den genannten Zusammenschlüssen wurde 2013 
zusätzlich die Energiekooperation smartPORT Energy ins Leben 
gerufen, um die Energiewende auch im Hafen mit seinen energie-
intensiven Unternehmen explizit zu befördern. Für das Projekt 
entwickelten die Behörde für Umwelt und Energie (BUE; damals 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt), die Behörde für 
Wirtschaft, Verkehr und Innovation (BWVI) sowie die Hamburg 
Port Authority (HPA) eine gemeinsame strategische Ausrichtung, 
bündelten divergierende Kerninteressen und stellten sich der He-
rausforderung, Klimaschutz ressortübergreifend zu adressieren 
(Walz 2015). Seit einigen Jahren wird in Hamburg unter dem 
Stichwort der Clusterpolitik zudem die Vernetzung zwischen den 
verschiedenen Akteuren einer Branche intensiviert (Stiller 2012, 
S. 176). Vor allem das Cluster der erneuerbaren Energien spielt im 
Kontext des Klimawandels eine entscheidende Rolle.

Auch öffentliche Einrichtungen werden adressiert. Im 
Zeitraum 1995–2005 wurden in Hamburg beispielsweise über 
200.000 Lampen in 426 Gebäuden ausgetauscht und energetisch 
verbessert (Kopatz et al. 2010, S. 127). Ebenfalls verbreitet sind 
Energieeinsparprojekte, bei denen die Reduktionen ebenfalls den 
Energienutzern und Energiebeauftragten zugutekommen. Die 
sog. Fifty-Fifty-Programme Hamburgs, die sich an öffentliche 
Einrichtungen wie Schulen oder Universitäten richteten, ver-
folgten diesen Zweck. Ebenfalls in diesen Bereich fällt die Fest-
setzung eigener Nutzerquoten erneuerbarer Energiequellen oder 
die Entwicklung von Demonstrationsprojekten zu erneuerbaren 
Energien (Azevedo et al. 2013; Bulkeley und Kern 2006, S. 2244; 
Bulkeley 2010, S.  235; Keirstead und Schulz 2010, S.  4874; 
Schreurs 2008, S. 353). Hamburg setzte in dem im Jahr 2002 
erneuerten Stromliefervertrag fest, fortan 10 % des Stroms aus 
erneuerbaren Energien zu beziehen (Kern et al. 2005, S. 29). Im 
Zuge der Rekommunalisierungswelle der letzten Jahre wurde 
„Hamburg Energie“ gegründet. Nach einem Bürgerentscheid 
erfolgte 2015 zudem der Rückkauf des Stromnetzes, und für die 
Jahre 2018/19 steht der Stadt eine Kaufoption für die Gas-und 
Fernwärmenetze 2018/19 offen (Hamburg Webseite o.J.) Als 
städtischer Energieversorger kann die öffentliche Hand nun 
wieder stärker Einfluss auf den hiesigen Energiemarkt nehmen.

Demonstrationen von Praxisbeispielen des Klimaschutzes 
bündeln sich vor allem im Rahmen der Internationalen Bauaus-
stellung (IBA) von 2006 bis 2013. Beispiele sind u. a. der Energie-
berg Georgswerder, der durch Windkraft und Solartechnik 4000 
Hamburger Haushalte mit Strom versorgt (IBA 2015a), verschie-
dene Quartiersentwicklungen, die sich an umweltschonenden 
Kriterien ausrichten, und innovative Bauweisen, die in der Bau-
ausstellung erprobt wurden, in bereits bestehenden Quartieren 
weiterzuführen (IBA 2015b).

Eine besondere Bedeutung kommt auch dem öffentlichen 
Nahverkehr zu. Hamburgs dichtes Netz mit hoher Taktung, die 
kostenlose Nutzung von Stadträdern sowie der Status als Modell-
region für Elektromobilität liefern Impulse für umweltschonen-
dere und klimaschützende Mobilitätsstrukturen (Kopatz et al. 
2010, S. 22).

Die Stadt Hamburg ist außerdem Mitglied in translokalen 
Netzwerken: seit 2007 im Klima-Bündnis (2016), seit 2008 in 
ICLEI (2015) und dem Covenant of Mayors (2015).

Hamburgs Gestaltungsoptionen müssen demnach vor dem 
gerade skizzierten kommunalen Handlungspotenzial und dem 
Status als Stadtstaat mit seinen weiterführenden Kompetenzen 
gesehen werden. Eine weitere Besonderheit Hamburgs ergibt sich 
aus der Verflechtung mit der Metropolregion Hamburg (MRH). 
Im Folgenden werden vor allem die letzten beiden Charakteris-
tika in ihrer formalen und informellen Ausgestaltung sowie die 
damit verbundenen Governance-Instrumente näher beleuchtet.

14.5	 Formelle Instrumente 
des Klimaschutzrechts

14.5.1	 Eigenschaften formeller Instrumente

Hamburg sowie die übrigen Länder und Gemeinden innerhalb 
der MRH können sich zur Erreichung von Zielen im Bereich des 
Klimaschutzes sowohl formeller als auch informeller Instrumente 
bedienen. Dabei wird im Folgenden Informalität im Sinne von 
Entformalisierung verstanden. Gegenüber formalisiertem staat-
lichem Handeln, das Vorgaben etwa hinsichtlich Kompetenz, 
Verfahren und Form folgt, „umfasst entformalisiertes staatli-
ches Handeln jede informale Staatstätigkeit außerhalb rechtlich 
formalisierter Entscheidungsverfahren (unter Umständen auch 
Entscheidungszuständigkeiten) sowie jenseits präzise normierter 
rechtlicher Voraussetzungen für das staatliche Handeln“ (Schoch 
2005, Rn. 22). Es besteht demgemäß ein Nebeneinander informel-
len und formellen Verwaltungshandelns (Schuppert 2011, S. 17). 
Dabei können Formalität und Informalität auch als Pole eines 
Kontinuums gesehen werden, innerhalb dessen sich das staatliche 
Handeln bewegt (Schuppert 2011, S. 19). Theoretisch kann der 
Gesetzgeber die Instrumente des Klimaschutzes formalisieren 
oder diesen Bereich einer informellen Verwaltungspraxis über-
lassen. In Deutschland werden derzeit beide Ansätze verfolgt. 
Hamburg ist ein Beispiel für den Verzicht auf die Formalisierung, 
während in anderen Bundesländern der MRH die gesetzliche For-
malisierung vorbereitet wird. Deshalb liegt es nahe, die beiden 
Ansätze zu vergleichen und der Frage nachzugehen, ob bei der 
Erfüllung der Aufgabe des Klimaschutzes deutliche Vorteile der 
einen oder anderen Vorgehensweise festzustellen sind.
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14.5.2	 Formelle und informelle Pläne 
und Konzepte

Wichtige Instrumente im Bereich des Klimaschutzes sind Pläne 
und Konzepte, wobei im Folgenden vereinfachend allein auf 
Pläne Bezug genommen wird. Die Begriffe können häufig auch 
synonym verwendet werden. In Plänen können die zu errei-
chenden Ziele definiert und die zu ergreifenden Maßnahmen 
koordiniert werden. Die Bedeutung für den Klimaschutz, dessen 
Erreichung Maßnahmen in vielen Handlungsbereichen erfor-
dert, ist offensichtlich. Auch Pläne lassen sich in die Kategorien 
formell und informell einordnen. Formelle Pläne unterscheiden 
sich von informellen durch ihre gesetzliche Verankerung und 
Ausgestaltung. Während der Einsatz und die Handhabung Letz-
terer im Ermessen der Behörden steht, unterliegen die Behörden 
bei der Frage nach dem Ob und Wie der Anwendung formeller 
Pläne gesetzlichen Bindungen. Dies bedeutet nicht, dass infor-
melle Pläne keinen rechtlichen Bindungen unterliegen. Der vom 
Gesetzgeber definierte Handlungsrahmen ist bei informellen In-
strumenten in der Tendenz jedoch weiter. Dies geht einerseits 
mit größerer Flexibilität einher, ist aber z. T. auch mit größerem 
Aufwand verbunden, weil die Vorgaben des Gesetzgebers, die 
Orientierung bieten, fehlen. Zugleich geht die größere Flexibilität 
(Kahl und Schmidtchen 2013, S. 345) beim Einsatz informeller 
Instrumente mit einem Verlust an Steuerungswirkung einher, da 
besondere Wirkungen wie etwa die unmittelbare Außenwirkung, 
die der Gesetzgeber formellen Instrumenten beilegen kann, auf 
informellem Wege nicht erzeugt werden können.

14.5.3	 Systematisierung des Klimaschutzrechts 
und Einordnung in das staatliche Gefüge

Formellen Instrumenten ist damit eine gesetzliche Regelung etwa 
von Kompetenzen, Verfahren und Rechtswirkungen zu eigen. 
Eine Betrachtung der formellen Instrumente des Klimaschutzes 
kann somit von der Analyse der gesetzlichen Regelungen zum 
Klimaschutz her erfolgen. Betrachtet man das Klimaschutzrecht 
und damit die darin angelegten formellen Instrumente, ergibt 
sich das Bild einer fragmentierten Regelungsmaterie, das auf 
den Charakter des Klimaschutzes als Querschnittsmaterie, die 
viele verschiedene Lebensbereiche berührt, zurückzuführen ist 
(Gärditz 2008, S. 325; Koch 2011, S. 742; Rodi und Sina, 2011, 
S. 57; Groß 2011, S. 171). Maßnahmen, die dem Klimaschutz 
dienen, finden sich heute in verschiedenen Rechtsbereichen. 
Zuvörderst ist das Energierecht, das primär die Erzeugung der 
Energie regelt, zu nennen (Sailer 2011, S. 719). Daneben gibt es 
eine Reihe weiterer Regelungsbereiche, in denen der Klimaschutz 
eine prominente Rolle spielt. Hierzu zählt etwa das Planungs- 
und Baurecht. Eine einheitliche Betrachtung der gesetzlichen 
Regelungen zum Klimaschutz ist damit nicht einfach. Von einer 
kohärenten Regelungsmaterie Klimaschutzrecht lässt sich nicht 
reden.

Diese Fragmentierung spiegelt sich auch in den Gesetzge-
bungskompetenzen wider, mittels derer die Gesetzgebung zwi-
schen den staatlichen Ebenen Bund und Ländern (Art. 70 ff GG) 
verteilt wird. Hierin kommt, wie in ▶ Abschn. 14.1 beschrieben, 
zum Ausdruck, dass Governance des Klimaschutzes eine Aufgabe 

in einem Mehrebenensystem ist (Franzius 2015; Koch 2011). Bei 
einer genaueren Betrachtung wird deutlich, dass der legislative 
Einfluss der Länder insgesamt beschränkt ist, weil wichtige Mate-
rien etwa des Energiewirtschaftsrechts (Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG) 
oder der Luftreinhaltung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 24 GG) dem Grunde 
nach dem Bund zugeordnet sind. Die Möglichkeiten der Länder 
ergeben sich hier vor allem aus Offenlassungen des Bundesrechts, 
die es den Ländern erlauben, auch im Bereich des Klimaschutzes 
legislativ tätig zu werden. Ein aktuelles Beispiel sind die Anfor-
derungen des baden-württembergischen Erneuerbare-Wärme-
Gesetzes, die in bestimmten Teilen über die Anforderungen des 
EEWärmeG des Bundes hinausgehen (Steinwachs 2015).

Neben Instrumenten, die ihre Grundlage etwa im Energierecht 
oder im Planungs- und Baurecht finden und die konkrete Umset-
zung von Maßnahmen zugunsten des Klimaschutzes ermöglichen, 
ist in jüngerer Zeit auch die Herausbildung eines neuen legislativen 
Bereichs zu beobachten, der sich als Klimaschutzrecht im engeren 
Sinne beschreiben lässt. Dieser ist dadurch gekennzeichnet, dass 
sein primärer Zweck Klimaschutz darstellt. Damit unterscheidet er 
sich von den bereits genannten Materien, die in erster Linie jeweils 
andere – z. B. energiewirtschaftliche oder städtebauliche – Ziele 
verfolgen, bei denen Klimaschutz jeweils nur ein weiterer zu be-
achtender Aspekt ist. Diese neue Gesetzgebungsmaterie konzen-
triert sich auf die strategische Steuerung des Klimaschutzes. Zum 
einen werden Zielvorgaben formuliert und gesetzlich verbindlich 
festgeschrieben. Zum anderen werden Instrumente einer strate-
gischen Steuerung der vielfältigen Bemühungen um den Klima-
schutz herausgebildet (z. B. Klimaschutzpläne). Beispiele für diesen 
neuen Bereich der Gesetzgebung finden sich derzeit nur außerhalb 
der MRH. Zu nennen ist das nordrhein-westfälische Klimaschutz-
gesetz (nwKlSchG, Gesetz vom 29.01.2013, GV NRW 2013, 33), 
das erste Gesetz dieser Art, dem Gesetze in Baden-Württemberg 
(bwKlSchG, Gesetz vom 23.07.2013, GBl. 2013, 229), Rheinland-
Pfalz (rhpfKlSchG, Gesetz vom 23.08.2014, GVBl. 2014, 188) und 
Bremen (bremKEG, Gesetz vom 24.03.2015, Brem. GBl. 2015, 
124) folgten. Dass die Länder und damit auch die Bundesländer 
der MRH überhaupt als gesetzgebende Akteure im Raum stehen, 
ist insofern bemerkenswert, als dem Bund auch hier die Gesetz-
gebungskompetenz zusteht (Rodi und Sina 2011, S. 302 f.). Von 
dieser hat er bislang keinen Gebrauch gemacht, namentlich kein 
Klimaschutzgesetz erlassen, was den Ländern gemäß Art. 72 GG die 
Möglichkeit zur Gesetzgebung eröffnet (Heß et al. 2013, S. 156 f.; 
Wickel 2013, S. 82 f.).

Bei der Betrachtung dem Klimaschutz dienender formeller 
Instrumente ergibt sich somit das Bild eines Kerns primär oder 
ausschließlich auf den Klimaschutz gerichteter rechtlicher Re-
gelungen, die vor allem Instrumente zur Artikulation einer 
Klimaschutzstrategie und zur Koordination von in anderen 
Rechtsbereichen wurzelnden Klimaschutzbemühungen bereit-
halten. Da hier allgemeine, bereichsübergreifende Regelungen 
zum Klimaschutz getroffen werden, lässt sich auch von einem 
allgemeinen Klimaschutzrecht sprechen (Rodi und Sina 2011, 
S. 290 ff.). Um diesen Kern herum findet sich ein äußerer Ring 
von Regelungen in verschiedenen Regelungsbereichen, die eben-
falls dem Klimaschutz dienen und zumeist die Grundlage für 
konkrete Maßnahmen bieten, die aber neben dem Klimaschutz 
auch und z. T. primär anderen Regelungszwecken verpflichtet 
sind. In der Diktion von Gesetzeskodifikationen lässt sich hier in 
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Abgrenzung von dem soeben eingeführten Begriff des allgemei-
nen Klimaschutzrechts von einem besonderen Klimaschutzrecht 
sprechen (Rodi und Sina 2011, S. 289).

Die folgenden Ausführungen konzentrieren sich auf den Be-
reich des allgemeinen Klimaschutzrechts. Da der Bund in den 
Handlungsfeldern des besonderen Klimaschutzrechts wie dem 
Energierecht oder dem Planungs- und Baurecht von seinen Ge-
setzgebungskompetenzen sehr weitgehend Gebrauch gemacht 
hat, bestehen hier nur geringe legislative Spielräume für die Län-
der. Es werden zwar zahlreiche formelle Instrumente wie etwa die 
Bauleit- oder Raumordnungsplanung bereitgestellt. Es ergeben 
sich aber nur beschränkt landesspezifische Unterschiede. Anders 
verhält es sich hingegen im Bereich des allgemeinen Klimaschutz-
rechts, in dem der Bund in seiner Gesetzgebungstätigkeit bislang 
Zurückhaltung übt und den Ländern damit Spielräume belässt.

14.5.4	 Vorteile formeller Instrumente 
gegenüber informellen 
Instrumenten des Klimaschutzes

14.5.4.1	 Keine Klimaschutzgesetze neuen 
Typs in der Metropolregion

In der MRH fehlt es bislang an Klimaschutzgesetzen oder ent-
sprechenden Gesetzen, die die Funktionen des allgemeinen Kli-
maschutzrechts mittels formeller Instrumente erfüllen würden. 
Allerdings ist zu bemerken, dass zumindest in Schleswig-Holstein 
und in Niedersachsen entsprechende Gesetze vorbereitet werden. 
Die Rechtsentwicklung ist hier somit noch im Fluss. Auch Ham-
burg hat kein entsprechendes Gesetz. Zwar ist das HmbKlSchG 
(Gesetz vom 25.06.1997, HmbGVBl. 1997, 261) das erste und 
damit älteste Klimaschutzgesetz in Deutschland, es verfolgt aber 
einen grundsätzlich anderen Ansatz. Es verzichtet auf die Formu-
lierung von Klimaschutzzielen oder die Regelung von koordinie-
renden (Planungs‑)Instrumenten. Demgegenüber beschränkt es 
sich auf die Schaffung von gesetzlichen Grundlagen für konkrete 
Maßnahmen, die in diesem Gesetz gebündelt werden.

Vor diesem Hintergrund wollen wir im Folgenden die sich 
in den genannten neuen Klimaschutzgesetzen herausbildenden 
formellen Instrumente näher betrachten und die Frage aufwer-
fen, welche Konsequenzen sich aus der Abwesenheit dieser Inst-
rumente in der MRH ergeben. Als Vergleich sollen insbesondere 
die Regelungen des Hamburger Klimaplans herangezogen wer-
den, da durch den Erlass des Masterplans Klimaschutz und des 
Klimaplans die politischen Bemühungen zur Bewältigung der 
entsprechenden Aufgabe deutlich präsent sind. Hamburg kann 
dementsprechend innerhalb der MRH als ein Beispiel für den 
Verzicht auf formelle Instrumente betrachtet werden.

14.5.4.2	 Klimaschutzziele
Ein Kerninhalt der Klimaschutzgesetze neueren Typs ist die Fest-
legung von Klimaschutzzielen als quantifizierte Reduktionen 
von Treibhausgasemissionen, bezogen auf das Basisjahr 1990. 
Alle neuen Klimaschutzgesetze kennen solche Ziele. Die Ver-
bindlichkeit der Ziele wird in den neuen Klimaschutzgesetzen 
unterschiedlich ausgestaltet. Zum Teil werden Soll-Ziele for-
muliert (§ 3 Abs. 1 nwKlSchG, § 4 Abs. 1 rpKlSchG, § 4 Abs. 1 
bwKlSchG bzgl. des Ziels für 2020), zum Teil wird aber auch 

lediglich vorgegeben, dass die Erreichung des Ziels anzustreben 
ist, oder dies wird als Ziel des Gesetzes genannt (§  4  Abs.  1 
bwKlSchG bzgl. des Ziels für 2050, § 1 Abs. 2 bremKEG). In den 
Soll-Zielen kommt zum Ausdruck, dass besondere Umstände 
eine Abweichung erlauben. Die anderen Formulierungen bleiben 
hinsichtlich der Bindungswirkung noch dahinter zurück. Der 
Verzicht auf eine strikte Verbindlichkeit ist insofern konsequent, 
als die Erreichung der Reduktionsziele von vielen Faktoren ab-
hängt, welche die Länder selbst nicht beeinflussen können (Tho-
mas 2013, S. 680; Wickel 2013, S. 79). Gerade die Erreichung der 
nationalen Klimaschutzziele (80–95 %) für das Jahr 2050 wird 
voraussichtlich tief greifende Veränderungen in der Wirtschaft 
und der privaten Lebensführung erfordern, für die insbesondere 
die legislativen Rahmenbedingungen auf anderer Ebene – Bund, 
Europa – zu setzen sind.

Die gesetzlichen Zielbestimmungen benennen auch die Ad-
ressaten, wobei die Regelungen der neuen Klimaschutzgesetze 
hier durchaus uneinheitlich sind. Durchgängig sind die Lan-
desregierungen die primären Adressaten der Klimaschutzziele. 
Während jedoch etwa § 4 Abs. 1 nwKlSchG die Landesregierung 
darauf verpflichtet, allgemein „ihre Handlungsmöglichkeiten“ 
zu nutzen, um die Klimaschutzziele zu erreichen, kommen die 
Zielbestimmungen in anderen Gesetzen im Wesentlichen bei 
der Aufstellung der Klimaschutzpläne zum Tragen (§ 6 Abs. 1 
bwKlSchG, § 4 Abs. 1 bremKEG, § 6 rpKlSchG). In Nordrhein-
Westfalen und in Baden-Württemberg wird überdies die Raum-
ordnung in die Bindungswirkung einbezogen (§ 12 Abs. 6 Satz 2 
nwKlSchG, § 11 Abs. 2 Satz 2 bwKlSchG). Darüber werden Be-
hörden, Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts (§ 11 Abs. 3 bwKlSchG) oder allgemein öffent-
liche Stellen (§ 9 Abs. 2 rpKlSchG) adressiert. Eine Besonderheit 
enthält § 8 Abs. 1 bwKlSchG, demgemäß jeder nach seinen Mög-
lichkeiten zur Verwirklichung der Klimaschutzziele beitragen 
soll.

Bislang hat keines der Bundesländer der MRH Klimaschutz-
ziele in gesetzlicher Form formuliert. Allerdings enthält beispiels-
weise der Hamburger Klimaplan – insofern über den Masterplan 
Klimaschutz von 2013 (HmbBü Drs. 20/8493: 2) hinausgehend 
– Klimaschutzziele für die Jahre 2050 (mindestens 80 % CO2-
Reduktion) und 2030 (50 % CO2-Reduktion). Für das Jahr 2020 
verzichtet Hamburg auf die Formulierung eines eigenen Ziels 
und postuliert stattdessen einen Beitrag zum nationalen Ziel von 
40 % CO2-Reduktion (HmbBü Drs. 21/2521: 7).

Gegenüber den gesetzlichen Zielen der neuen Klimaschutz-
gesetze fehlen solchen Zielsetzungen die rechtlichen Bindungs-
wirkungen, die mit der gesetzlichen Normierung von Klima-
schutzzielen einhergehen. Zu beachten ist jedoch, dass auch die 
gesetzlichen Klimaschutzziele zur Disposition des politischen 
Gesetzgebers stehen, also später wieder geändert werden können. 
Die mangelnde gesetzliche Festlegung hat insoweit nur symboli-
sche Bedeutung. Allerdings unterliegt die spätere Loslösung von 
gesetzlich normierten Klimaschutzzielen durch den Gesetzgeber 
Beschränkungen hinsichtlich des verfassungsrechtlich begrün-
deten Vertrauensschutzes. Dieser ist jedoch durch die beschrie-
bene Einschränkung der Verbindlichkeit der Ziele abgeschwächt. 
Rechtswirkungen gegenüber Dritten (vgl. § 8 Abs. 1 bwKlSchG) 
fehlen informell begründeten Klimaschutzzielen zwangsläufig 
völlig. Zusammenfassend wird man aber feststellen können, dass 
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die fehlende gesetzliche Festlegung von Klimaschutzzielen in 
Hamburg rechtlich nur beschränkte Auswirkungen haben dürfte.

14.5.4.3	 Planungsinstrumente
Koordination als Aufgabe der Planungsinstrumente

Eine wesentliche Aufgabe der Klima-Governance besteht in der 
Koordination. Hierbei kann man einerseits von einer horizonta-
len Koordinationsaufgabe sprechen, die der Koordination ver-
schiedener politischer und administrativer Handlungsbereiche 
dient (Wickel 2015, S. 193 f.; Thomas 2013, S. 681). Daneben 
tritt in einem Mehrebenensystem eine vertikale Koordinations-
aufgabe über die verschiedenen Ebenen der hierarchisch geglie-
derten Verwaltung hinweg. Diese Dimension der Koordinati-
onsaufgabe wird in der MRH vor allem in den Flächenstaaten 
deutlich. Die der MRH angehörigen Gemeinden und Kreise 
müssen in ihren Klimaschutzbemühungen eingebunden wer-
den in die Gesamtanstrengungen der jeweiligen Bundesländer. 
Formelle Instrumente ermöglichen es, Gemeinden und Kreise 
sowie andere öffentliche Stellen zu Adressaten von Vorgaben zu 
machen, die im Rahmen dieser formellen Instrumente definiert 
werden. Zugleich können diese ihrerseits zur Erreichung dieser 
Vorgaben von formellen Instrumenten Gebrauch machen, die 
ihnen entweder vom Landesgesetzgeber (z. B. Planung örtlicher 
Infrastrukturen) oder häufiger vom Bundesgesetzgeber (z. B. 
Bauleitplanung) zur Verfügung gestellt werden.

Der Erfüllung dieser Koordinationsaufgaben dient vor allem 
die Schaffung eines Planungsinstrumentariums. Dementspre-
chend ist ein solches in allen neuen Klimaschutzgesetzen enthal-
ten (§ 6 nwKlSchG: Klimaschutzplan; § 6 bwKlSchG: integriertes 
Energie- und Klimaschutzkonzept; § 6 rpKlSchG: Klimakonzept; 
§ 4 bremKEG: Klimaschutz- und Energieprogramm). Anderer-
seits zeigt die Existenz des Hamburger Masterplans Klimaschutz, 
des Hamburger Klimaplans sowie vieler anderer kommunaler 
Klimaschutzkonzepte, dass zur Erfüllung der beschriebenen 
Koordinationsaufgabe auch ein informelles Planungsinstrumen-
tarium eingesetzt werden kann. Es stellt sich dementsprechend 
die Frage, ob und durch welchen Belangen formelle Pläne infor-
mellen Plänen überlegen sind.

Verpflichtung zur Aufstellung von Plänen

Der erste deutliche Unterschied, der sich zeigt, ist die fehlende 
gesetzliche Pflicht zur Aufstellung eines Klimaschutzplans. Dabei 
ist zu beachten, dass die Aufstellung von Klimaschutzplänen auf 
Landesebene oder auf kommunaler Ebene nicht allein Zweck-
mäßigkeitserwägungen folgt. Sie hat auch rechtliche Auswir-
kungen. Soweit klimaschützende Maßnahmen mit Eingriffen in 
Grundrechtspositionen, vor allem des Eigentums, einhergehen, 
bedürfen sie der Rechtfertigung unter dem Gesichtspunkt der 
Verhältnismäßigkeit. Die lange Kausalkette zwischen der Emis-
sion von Treibhausgasen und möglichen Schäden legt es nahe, 
die Rechtfertigung von Maßnahmen aus einem „langfristigen, 
auf eine einheitliche und gleichmäßige Durchführung angelegten 
Konzept“ (BVerwG, Urt. v. 17.02.1984 – 7 C 8/82 –) abzuleiten 
(Wickel 2013, S. 79). Umfassende Klimaschutzkonzepte könnten 
diese Anforderungen erfüllen (Heß et al. 2013, S. 161). Allerdings 
kann diese Funktion auch von informellen Konzepten erfüllt 
werden. Die Pflicht zur Aufstellung solcher Konzepte stellt da-
mit lediglich deren Existenz sicher. Werden sie auch ohne ent-

sprechende Verpflichtung auf informellem Wege aufgestellt, folgt 
daraus kein Nachteil.

Beteiligung

Ein Nachteil des Verzichts auf eine Formalisierung der Klima-
schutzplanungen könnte auch in fehlenden formell-rechtlichen 
Vorgaben liegen und hier vor allem in fehlenden Beteiligungs-
regelungen. Betrachtet man die bestehenden neuen Klimaschutz-
gesetze konkret, scheint der Nachteil des Fehlens der gesetzlichen 
Ausgestaltung des Beteiligungsprozesses jedoch zunächst nicht 
allzu gravierend. Denn auch diese Klimaschutzgesetze enthalten 
überwiegend keine oder nur rudimentäre Verfahrensregelungen. 
§ 6 Abs. 1 nwKlSchG verlangt die umfassende Beteiligung gesell-
schaftlicher Gruppen und der kommunalen Spitzenverbände, 
§ 6 Abs. 1 bwKlSchG die Anhörung von Verbänden und Ver-
einigungen, und § 4 Abs. 1 bremKEG sieht die Mitwirkung der 
Gemeinden vor. Das rpKlSchG schließlich sieht keine besonde-
ren Beteiligungsregelungen vor. Größer fällt die Diskrepanz aus, 
wenn man wie der nordrhein-westfälische Gesetzgeber davon 
ausgeht, dass die Klimaschutzpläne in den Anwendungsbereich 
der Richtlinie zur Strategischen Umweltprüfung (SUP) (Richt-
linie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen 
bestimmter Pläne und Programme) fallen. In diesem Fall wären 
Behörden und die Öffentlichkeit, einschließlich der Umweltver-
bände, nach §§ 14h f. UVPG zu beteiligen. Voraussetzung für 
die Anwendbarkeit ist gemäß Art. 2 lit. a SUP-Richtlinie, dass 
der Plan aufgrund einer Rechtsvorschrift erstellt wird. Insoweit 
käme die Anwendung der SUP-Richtlinie für die gesetzlich vor-
gesehenen Klimaschutzpläne in Betracht, was die Geltung der 
Verfahrensregelungen nach sich ziehen würde. Das Fehlen einer 
gesetzlichen Grundlage bei informellen Plänen lässt hingegen 
die Anwendung der SUP-Richtlinie und der damit verbundenen 
Verfahrensregelungen entfallen (Bunge 2010, Rn. 306).

Bei der konkreten Betrachtung zeigt sich, dass jedenfalls 
der Masterplan Klimaschutz umfängliche Beteiligungsprozesse 
dokumentiert (HmbBü-Drs. 20/8493: 21 f.), die hinter den aus-
drücklich in den Klimaschutzgesetzen normierten Beteiligungs-
prozessen im Wesentlichen nicht zurückbleiben. Geht man für 
die gesetzlich vorgesehen Klimaschutzpläne jedoch von der An-
wendbarkeit der SUP aus, würde dem Masterplan Klimaschutz 
die Beteiligung der allgemeinen Öffentlichkeit entsprechend 
§ 14i UVPG fehlen. Dies wäre ein gravierendes, aus der fehlenden 
Formalisierung erwachsendes Defizit. Allerdings stünde es im 
Ermessen des Senats, bei der Aufstellung entsprechender Pläne 
auch eine allgemeine Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen.

Inhaltliche Vorgaben für Pläne

Ein Nachteil der fehlenden gesetzlichen Ausgestaltung infor-
meller Pläne können auch die fehlenden Vorgaben für den In-
halt sein. Auch hier ist ein deutlicher Unterschied zwischen den 
bestehenden Klimaschutzgesetzen festzustellen. Allen Klima-
schutzgesetzen ist zunächst gemein, dass sie die Konkretisierung 
von Maßnahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele verlan-
gen (§ 6 Abs. 2 und 4 Nr. 4 nwKlSchG; § 6 Abs. 1 und 2 Nr. 3 
bwKlSchG; § 6 Abs. 2 Nr. 1 rpKlSchG; § 4 Abs. 1 Nr. 1 bremKEG). 
Weiterhin verlangen sie teilweise eine Aufgliederung der Maß-
nahmen nach Emittentengruppen (§ 6 Abs. 2 Nr. 1 bwKlSchG, 
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§ 6 Abs. 4 Nr. 4 nwKlSchG und § 6 Abs. 2 Nr. 1 rpKlSchG). Der 
Differenzierung nach Emittentengruppen kommt deshalb be-
sondere Bedeutung zu, weil Konflikte über die Verteilung der Re-
duzierungslasten zwischen verschiedenen Bereichen, etwa Indus-
trie und Gewerbe, Verkehr und private Haushalte, absehbar sind. 
Die Pläne müssen diese Konflikte somit offen legen und, soweit 
möglich, bewältigen. § 6 Abs. 4 Nr. 1 mwKlSchG und § 1 Abs. 2 
bremKEG verlangen die Aufstellung von Zwischenzielen. Diesen 
kommt vor allem bei den langfristigen, auf 2050 bezogenen Kli-
maschutzzielen eine wesentliche Rolle zu. Denn erst die Defini-
tion von Zwischenzielen macht erkennbar, ob die notwendigen 
Schritte zu Erreichung des Klimaschutzzieles unternommen wer-
den (Thomas 2013, S. 681). Weiterhin werden die verschiedenen 
Facetten des Klimaschutzes – Ausbau der erneuerbaren Energien, 
Energieeinsparung, Erhöhung der Energieeffizienz – jeweils aus-
drücklich adressiert (z. B. § 6 Abs. 4 Nr. 2 nwKlSchG, § 6 Abs. 2 
Nr. 2 bwKlSchG und § 4 Abs. 1 Nr. 3 bremKEG).

Informelle Pläne müssen hinter diesen gesetzlichen Vorgaben 
nicht zurückbleiben. Der Vorteil gesetzlicher Regelungen liegt 
hier aber im Wesentlichen darin, dass es der Gesetzgeber ist, der 
die Vorgaben definiert und dies nicht in das Ermessen der Ver-
waltung stellt. Auch dürften die Pläne bei gesetzlichen Vorgaben 
auf lange Sicht eine höhere Konstanz bzgl. ihrer Inhalte auf-
weisen, was eine Betrachtung der Entwicklung erleichtern kann.

Bindungswirkung der Pläne

Die gesetzliche Ausgestaltung des Planungsinstrumentariums er-
möglicht auch die Regelung der Bindungswirkungen der Pläne. 
Soweit ihnen keine Rechtsform mit Außenwirkung zukommt, 
haben sie zunächst nur verwaltungsinterne Wirkung. Eine be-
sondere Rechtsform sieht keines der neuen Klimaschutzgesetze 
vor. Gemäß § 6 Abs. 1 nwKlSchG wird der Klimaschutzplan 
zwar vom Landtag beschlossen. Daraus folgt jedoch nicht die 
Qualifizierung als Gesetz (Heß et al. 2013, S. 159; Thomas 2013, 
S. 681). § 6 Abs. 6 nwKlSchG ermächtigt die Landesregierung 
jedoch, bestimmte Inhalte des Klimaschutzplanes für öffentliche 
Stellen durch Rechtsverordnung für verbindlich zu erklären. Da-
hingegen sehen § 6 Abs. 3 bwKlSchG und § 6 Abs. 3 rpKlSchG 
lediglich vor, dass das jeweilige Konzept als Entscheidungs-
grundlage dient, womit, wie es die baden-württembergische 
Regelung auch ausdrücklich regelt, allein die Landesregierung 
adressiert sein dürfte. Damit dürfte die Bindungswirkung auf ein 
internes Berücksichtigungsgebot reduziert sein. Allerdings geht 
§ 11 Abs. 5 bwLPlG für die Raumordnung darüber hinaus, indem 
er vorgibt, dass die Regionalpläne die raumbedeutsamen Inhalte 
des Energie- und Klimaschutzkonzeptes enthalten sollen. Auch 
der nordrhein-westfälische Gesetzgeber regelt die Bindungs-
wirkung für die Raumordnung ausdrücklich. Gemäß § 12 Abs. 3 
nwLPlG besteht bei der Erarbeitung der Raumordnungspläne 
eine Berücksichtigungspflicht. Aus § 12 Abs. 7 nwLPlG ergibt 
sich für bestimmte für verbindlich erklärte Inhalte sogar eine 
strikte Umsetzungspflicht (Heß et al. 2013, S. 159).

Es zeigt sich somit, dass die Planungsinstrumente in den Kli-
maschutzgesetzen jenseits der Möglichkeit der Verbindlicherklä-
rung in Nordrhein-Westfalen und der genannten Wirkungen 
für die Raumordnungsplanung bislang keine vertikalen Koor-
dinationsfunktionen wahrnehmen. Die Nachteile informeller 
Pläne wären hier entsprechend beschränkt, wobei allerdings 

nicht übersehen werden darf, dass gerade die Raumordnung 
für den Klimaschutz ein nicht unwesentliches Instrumentarium 
darstellen dürfte. Bei der Betrachtung Hamburgs als Beispiel ist 
im Übrigen, wie mehrfach erwähnt, die besondere Situation 
als Stadtstaat zu beachten. In Hamburg werden staatliche und 
gemeindliche Aufgaben nicht getrennt (Art. 4 Abs. 1 Hamburgi-
sche Verfassung). Rechtlich betrachtet ist Hamburg damit nicht 
Stadt im Sinne einer Kommune, sondern Bundesland und damit 
Staat. Der Senat bildet die Spitze der Hamburger Verwaltung 
(Bull 2006, S. 93 f) und hat mit den Instrumenten der Aufsicht 
nach §§ 42 ff Bezirksverwaltungsgesetz weitgehende Steuerungs-
möglichkeiten, die andere formelle Instrumente zur Steuerung 
des Klimaschutzes z. T. entbehrlich erscheinen lassen.

14.5.4.4	 Verpflichtung anderer Stellen
Die Klimaschutzgesetze eröffnen weiterhin die Möglichkeit, ein 
Planungsinstrumentarium auch für andere öffentliche Stellen als 
die Landesregierung zu schaffen. Bislang wurden ausschließlich 
die Planungsinstrumente der Landesregierungen betrachtet. Als 
öffentliche Stellen kommen Behörden, Einrichtungen, Sonderver-
mögen eines Landes, Gemeinden und Gemeindeverbände, juris-
tische Personen des öffentlichen Rechts oder juristische Personen 
des Privatrechts, auf die die öffentlichen Stellen einen bestimmen-
den Einfluss ausüben, in Betracht (§ 2 Abs. 2 nwKlSchG). Es zeigt 
sich allerdings, dass von den hier untersuchten Klimaschutzgeset-
zen lediglich das nordrhein-westfälische von dieser Möglichkeit 
Gebrauch macht (§ 5 Abs. 1 nwKlSchG). Der Vorteil einer solchen 
Regelung liegt darin, dass auf diese Weise einheitliche Ansätze für 
Inhalte, Verfahren und Methodik der Klimaschutzkonzepte vor-
gegeben werden können (Heß et al. 2013, S. 160). In diesem Punkt 
bedeutet das Fehlen einer gesetzlichen Regelung einen Nachteil. 
Speziell für Hamburg ist hier allerdings zu konstatieren, dass eine 
solche Regelung aufgrund des Fehlens einer kommunalen Ebene 
und damit der wohl bedeutendsten Gruppe öffentlicher Stellen 
nicht die gleiche Rolle spielen würde wie in den Flächenstaaten.

14.5.4.5	 Monitoring
Ein weiteres Element der Klimaschutz-Governance stellt schließ-
lich das Monitoring dar. Diesem kommt besondere Bedeutung 
zu, weil es gerade bei der Verfolgung von weit in die Zukunft 
weisenden Zielen – der Planungshorizont beträgt mit Blick auf 
die Klimaschutzziele für das Jahr 2050 weit über 30 Jahre – einer 
zwischenzeitlichen Evaluation bedarf, um die eingesetzten Stra-
tegien ggf. zu modifizieren.

Alle Klimaschutzgesetze neuen Typs sehen ein Monitoring 
vor. Baden-Württemberg (§ 9 bwKlSchG) und Rheinland-Pfalz 
(§ 7 rpKlSchG) verlangen sowohl eine Kurzberichterstattung über 
die Entwicklung der Treibhausgasemissionen und der energie-
wirtschaftlichen und energiepolitischen Rahmenbedingungen als 
auch – in längeren Zyklen – eine ausführlichere Berichterstattung 
über die bereits genannten Punkte sowie den Umsetzungsstand 
wichtiger Ziele und Maßnahmen, eine Bewertung der Ergebnisse 
und Vorschläge zur Weiterentwicklung der Klimaschutzplanung. 
Sie unterscheiden sich dabei im Wesentlichen durch die Dauer 
der Berichtszyklen (ein- und dreijährig, zwei- und vierjährig). 
Nordrhein-Westfalen (§  8 nwKlSchG) sieht weitgehend die 
gleichen Inhalte vor, ohne zwischen Kurz- und ausführlicheren 
Berichten zu unterscheiden. Ein Zyklus wird auch nicht vor-
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gegeben. Alle drei Bundesländer sehen vor, dass das Monitoring 
die Grundlage für die Fortschreibung des Planungsinstruments 
sein soll. Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz sehen es da-
neben auch als ein Instrument zur Information der Öffentlich-
keit. Das bremische Gesetz weicht von dieser Regelungsstruktur 
leicht ab. § 5 bremKEG sieht jährliche Berichte über die Ent-
wicklung der Kohlendioxidemissionen vor, verbunden mit einer 
Stellungnahme bzgl. der Erreichung der festgelegten quantitativen 
Ziele. Bei einer Verfehlung der Minderungsziele sollen auf dieser 
Grundlage Maßnahmen mitgeteilt werden, die der etwaigen Ver-
fehlung entgegenwirken können. Während die Inhalte der Be-
richte den Monitoringberichten der drei anderen Bundesländer 
ähneln dürften, fehlt hier die ausdrückliche Bezugnahme auf die 
Fortentwicklung des Klimaschutz- und Energieprogramms.

In Abwesenheit gesetzlicher Regelungen bleibt es den jewei-
ligen Behörden überlassen, ob und in welchem Umfang sie ein 
Monitoring durchführen. Der Hamburger Klimaplan beispiels-
weise sieht ein informelles Monitoring vor (HmbBü Drs. 21/2521, 
S. 67). Die Darstellung erfolgt im Rahmen der Fortschreibung 
des Klimaplans und bezieht sich auf „die Monitoringergebnisse 
zur Zielerreichung in einzelnen Handlungsfeldern und Projek-
ten, die Projektentwicklung (abgeschlossene und neu aufgelegte 
Maßnahmen) sowie Veränderungen der Rahmenbedingungen“. 
Eine Berichterstattung bzgl. der Erreichung von Klimaschutz-
zielen scheint ebenso wie ein Einbeziehung der Öffentlichkeit 
nicht ausdrücklich gefordert sein.

14.5.4.6	 Fazit der Betrachtung der Vorteile 
formeller Instrumente

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Ausgestaltung 
formeller Instrumente durchaus Vorteile gegenüber dem Ein-
satz informeller Instrumente haben kann. Die bestehenden Kli-
maschutzgesetze machen aber von diesen Möglichkeiten nicht 
im vollen Umfang Gebrauch. Auch wenn in einzelnen Punkten 
Nachteile der informellen Instrumente festgestellt wurden, er-
scheint vor diesem Hintergrund der Verzicht auf formelle Rege-
lungen in Hamburg nicht so schwerwiegend, wie dies zunächst 
hätte vermutet werden können.

14.6	 Informelle Instrumente und Ansätze 
in der Planung

14.6.1	 Merkmale informeller Instrumente

Im Bereich des Klimaschutzes gibt es einerseits informelle Instru-
mente, die explizit zur Bewältigung der Aufgabe des Klimaschut-
zes entwickelt wurden, etwa Energie- und/oder Klimaschutzkon-
zepte auf Quartiers-, kommunaler oder regionaler Ebene. Darüber 
hinaus sind informelle Instrumente der querschnittsorientierten 
Raumplanung bzw. Raumentwicklung von Interesse, wie sie im 
Raumordnungsgesetz genannt sind, sofern sie Inhalte des Klima-
schutzes einbeziehen. Dies können beispielsweise regionale Ent-
wicklungskonzepte, regionale und interkommunale Netzwerke 
und Kooperationsstrukturen sowie regionale Foren und Akti-
onsprogramme zu aktuellen Handlungsanforderungen (§ 13 (2) 
Satz  2  ROG) sowie Leitbilder der räumlichen Entwicklung 
(§ 26 (2) ROG) sein. Zudem können die in § 13 (2) Satz 3 ROG 

geregelte Durchführung von Raumbeobachtungen und die Bereit-
stellung der Ergebnisse für regionale und kommunale Träger sowie 
für Träger von Fachplanungen im Hinblick auf raumbedeutsame 
Planungen und Maßnahmen und die Beratung dieser Träger sowie 
Informationssysteme zur räumlichen Entwicklung im Bundes-
gebiet (§ 25 (1) ROG) Grundlagen für die Anwendung informeller 
Instrumente und Ansätze in der Planung bieten.

Folgende Merkmale charakterisieren informelle Instrumente 
und Vorgehensweisen (Danielzyk 2005):-	 flexible, situationsgerechte Planung (Verfahren und Ergeb-

nisse),-	 unmittelbare Einbeziehung umsetzungsrelevanter Akteure,-	 Verbindlichkeit und Umsetzung aus Selbstbindung der 
Akteure,-	 keine Vorgaben aus dem öffentlichen Recht zu Verfahren, 
Produkten, beteiligten Akteuren,-	 Verfahren nicht formlos: Akteure geben sich selbst Verfah-
rensregeln, oder Vorgaben erfolgen von übergeordneten 
Ebenen,-	 dialogisch und umsetzungsorientiert.

Die Abgrenzung zu den formellen Instrumenten ergibt sich 
dabei aus der fehlenden Verbindlichkeit sowie den fehlenden 
Vorgaben (▶ Abschn. 14.5.4). Gerade aus dem partiellen Fehlen 
verbindlicher Anforderungen ergibt sich jedoch die Möglich-
keit, informelle Instrumente flexibel und problemorientiert ohne 
rechtlich verbindliche Anforderungen einzusetzen. Ihre Wirkung 
beruht in erster Linie auf der Überzeugungskraft ihrer Ergebnisse 
sowie der Koordinationsfähigkeit in Bezug auf unterschiedliche 
Positionen und Interessen. Hierfür ist die aktive Einbindung der 
relevanten Akteure und Institutionen notwendig. Die Bedeutung 
informeller Instrumente hat in der Vergangenheit in dem Maße 
zugenommen, wie die Grenzen hoheitlicher staatlicher Steuerung 
sichtbarer geworden sind.

Als Nachteil informeller Instrumente werden u. a. die 
fehlende Rechtsverbindlichkeit der Ergebnisse sowie fehlende 
Sanktionsmöglichkeiten gesehen (Mitschang 2009; ARL 2011; 
Rannow und Finke 2008).

14.6.2	 Kommunale und Regionale 
Energie- und Klimaschutzkonzepte

Zum Klimaschutz auf städtischer und regionaler Ebene wurden in 
den vergangenen Jahren vielfach Klimaschutz- und Energiekon
zepte erarbeitet. Bei kommunalen und regionalen Klimaschutz-
konzepten handelt es sich per definitionem zunächst einmal um 
Entwicklungskonzepte gemäß § 13 (2) Satz 2 ROG. Sie dienen 
der abgestimmten kooperativen Entwicklung einer Kommune 
bzw. Region und beinhalten für kurz- bis mittelfristige Zeiträume 
Aussagen mit teilräumlichen und sachlich ausdifferenzierter 
Intensität zu wesentlichen Aspekten der Regionalentwicklung. 
Häufig werden Leitprojekte entwickelt, welche die Umsetzung 
von diesen Konzepten fördern und beschleunigen (Danielzyk 
und Knieling 2011).

Kerninhalte von Klimaschutz- und Energiekonzepten sind 
eine Bestands- und Potenzialanalyse für die Region, Leitlinien 
und politische Ziele zur energiepolitischen Entwicklung sowie 
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eine abgestimmte Umsetzungsstrategie (BMVI 2015). Werden 
derartige Konzepte für die regionale Ebene erstellt, können 
diese als koordinierendes Instrument dienen, da beispielsweise 
die räumlichen Auswirkungen von erneuerbaren Energien und 
Stromtrassen Gemeinde- und Landkreisgrenzen überschreiten. 
Zudem fehlen auf kommunaler Ebene oftmals Institutionen mit 
originären Zuständigkeiten für energiefachliche und energiepoli-
tische Fragen, sodass regionale Energiekonzepte den Handlungs-
rahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien und die Förderung 
des Klimaschutzes schaffen können (BMVBS 2011).

Ein Klimaschutz- und Energiekonzept für die gesamte MRH 
gibt es bisher nicht. Jedoch liegen derartige Konzepte für die 
einzelnen Teilräume der Metropolregion vor. Der bereits dis-
kutierte Masterplan Klimaschutz der Freien und Hansestadt 
Hamburg wurde im Juni 2013 verabschiedet und 2015 durch 
den Klimaplan Hamburg aktualisiert. Ziel ist die Reduzierung 
der CO2-Emissionen auf ein Minimum; dabei orientiert sich 
der Masterplan an den Bundeszielsetzungen von 40 % bis 2020 
und mindestens 80 % bis 2050. Der Masterplan zeigt zum ei-
nen Handlungsoptionen bis 2050, zum anderen Umsetzungs-
optionen bis 2020 für die neun Handlungsfelder „Energie/
Energieversorgung“, „Industrie, Gewerbe und Hafen“, „Ge-
bäude“, „Mobilität und Verkehr“, „Konsum und Entsorgung“, 
„Integrierte Betrachtung Klimaschutz: Stadtentwicklung“, „Bil-
dung“, „Forschung und Wissenschaft“ sowie „Integrierte Be-
trachtung Klimaschutz: Anpassung an den Klimawandel“ auf. 
Ein weiterer Abschnitt thematisiert die Einbindung der Akteure 
zur Umsetzung des Masterplans sowie den Prozess zu dessen 
Fortschreibung (HmbBü-Drs. 20/8493). Im Rahmen der Fort-
schreibung zum Klimaplan Hamburg fand eine Beteiligung der 
Fachöffentlichkeit statt.

Klimaschutz- und Energiekonzepte liegen nicht nur für die 
Stadt Hamburg vor, sondern mit teilräumlichem Bezug auf die 
MRH auch für die Flächenländer Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein. Gleichzeitig hat zwischen-
zeitlich eine Vielzahl der (Land‑)Kreise der MRH Klimaschutz-
strategien und -konzepte erstellt. Mit Ausnahme der Landkreise 
Uelzen und Ludwigslust-Parchim sowie der Kreise Steinburg 
und Ostholstein haben alle (Land‑)Kreise ein Klimaschutzkon-
zept entwickelt (Stand: MRH 2014). Mittlerweile sind auch diese 
Lücken größtenteils geschlossen. So befindet sich der Landkreis 
Uelzen (Hansestadt Uelzen 2016) in einem umfassenden Betei-
ligungsprozess zur Erstellung eines Klimaschutzkonzeptes. In 
der kreisfreien Stadt Neumünster und im Kreis Ostholstein ist 
dieser Prozess bereits erfolgreich vollzogen und im Februar 2015 
(Stadt Neumünster 2015) bzw. im März 2016 (Kreis Ostholstein 
2016) wurden integrierte Klimaschutzkonzepte für die Räume 
verabschiedet. Auch der Kreis Steinburg verabschiedete bereits im 
November 2014 ein Energie- und Klimaschutzprogramm (Kreis 
Steinburg 2014). Der Landkreis Ludwigslust-Parchim hat zwar 
bis heute kein umfassendes Klimaschutzkonzept, dennoch sind 
Aktivtäten in diesem Handlungsfeld zu verzeichnen; bspw. wurde 
Ende 2014 ein Klimaschutzmanager für den Kreis eingesetzt, der 
u. a. das Projekt „Energiesparmodell in Schulen“ umsetzt (Land-
kreis Ludwigslust-Parchim 2016).

14.6.3	 Partizipation für Klimaschutz: 
Information, Beteiligung 
und Kooperation

Neben den umfassenden Energie- und Klimaschutzkonzepten 
auf den verschiedenen Maßstabsebenen zählen zu informellen 
Instrumenten des Klimaschutzes die zahlreichen Ausprägungen 
informeller Formen der Information, Beteiligung und Koope-
ration. Im Folgenden werden diese unter dem Oberbegriff der 
Partizipation zusammengefasst.

Mit dem Anwenden von Partizipationsformen werden laut 
Walk (2008) drei Funktionen erfüllt: Zunächst dient es dem Be-
gegnen von Politikverdrossenheit und der verbesserten Legitima-
tion von politischen Entscheidungen (demokratischer Aspekt). 
Hinzu kommt, dass das Verbessern der Kommunikation zwi-
schen den Beteiligten und das Berücksichtigen aller Interessen 
eine bedürfnisgerechte Planung fördert (ökonomischer Aspekt). 
Und schließlich mindert das vermehrte Einbinden einzelner Be-
völkerungsgruppen deren Benachteiligung (emanzipatorischer 
Aspekt). Partizipation zeichnet sich laut Newig (2011) durch 
folgende fünf Charakteristika aus:-	 Es werden gemeinsam über Kommunikation und Koopera-

tion Probleme gelöst bzw. Entscheidungen getroffen.-	 Die getroffenen Entscheidungen betreffen den öffentlichen 
Raum und machen Vorgaben zu künftigem Handeln in 
diesem für einen größeren Personenkreis, wodurch sie 
Konfliktpotenzial bergen.-	 Es werden Personenkreise an den Entscheidungen beteiligt, 
die derartige Entscheidungen nicht routinemäßig treffen.-	 An die beteiligten Personenkreise wird Macht abgegeben.-	 Die beteiligten Personenkreise repräsentieren diejenigen 
mit einem die Entscheidung betreffend legitimen Anliegen.

Die einsetzbaren Partizipationsformen unterscheiden sich 
hinsichtlich der Mitgestaltungsmöglichkeiten der Beteiligten. 
Merkmale sind die Anzahl der Beteiligten bei der Anwendung 
des jeweiligen Instruments, der Zeit- und Kostenaufwand, das 
Einsatzfeld, die Repräsentativität und, im Rahmen ihrer Ausge-
staltung, die Strukturiertheit – festgelegter, schematischer Ablauf 
oder flexible Vorgehensweise (Bischoff et al. 2005). Danach lassen 
sich die kommunikativen Instrumente und Verfahren gemäß ih-
rer Funktion in die drei Kategorien „Informieren“, „Beteiligen“ 
und „Kooperieren“ untergliedern.

Instrumente der Kategorie „Information“ dienen der Infor-
mation der Öffentlichkeit und/oder der Planungsbeteiligten. Sie 
werden schwerpunktmäßig zu Beginn eines Verfahrens oder 
Projektes angewandt, um Wissen zu sammeln und die Haltun-
gen und Handlungsmotive der Beteiligten zu erfassen, sowie im 
Laufe des Verfahrens oder Prozesses zwecks Transparenz- und 
Akzeptanzsteigerung. Dazu zählen im Fall der „one-way com-
munication“ zum Inkenntnissetzen von Zielgruppen oder der 
breiten Öffentlichkeit u. a. Wurfsendungen oder Pressearbeit; im 
Fall der „two-way communication“ zum gegenseitigen Austausch 
beispielsweise Bürgerversammlungen.

Instrumente der Kategorie „Beteiligen“ dienen dem Mitwir-
ken der breiten oder Teilöffentlichkeit oder ausgewählter Ziel-
gruppen an Planungs- und Entscheidungsprozessen in wechsel-
seitigen Dialogprozessen. Informelle, nicht gesetzlich geregelte 
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Beteiligungsverfahren und -instrumente der Beteiligung kom-
men meist im Vorfeld zu formellen Beteiligungsverfahren und/
oder parallel zu diesen zum Einsatz.

Instrumente der Kategorie „Kooperation“ beinhalten den 
Dialog gleichberechtigter Gesprächspartner, die gemeinsam eine 
Lösung für ein Problem ermitteln und umsetzen. Zu diesen In-
strumenten zählen u. a. Runde Tische oder Mediationen. Letztere 
kommen in Konfliktsituationen zum Einsatz, die bereits eskaliert 
und in denen die Beteiligten außerstande sind, gemeinsam eine 
Lösung zu finden (Glasl 2013). Die Lösungsfindung wird dann 
im Rahmen informeller Mediationsverfahren gesucht.

Die für den Klimaschutz relevanten Akteure stellt 
. Abb. 14.1 dar. Dazu zählen neben den Fraktionen und Par-
teien, kommunalen Unternehmen und lokalen Energieversor-
gern auch regionale Banken, Vertreter der Sektoren Land- und 
Forstwirtschaft, Gewerbe und Industrie sowie Handel und 
Handwerk, aber auch Hochschulen, Religionsgemeinschaften, 
Vereine und Verbände sowie Bürger und daraus hervorgegan-
gene Bürgerinitiativen oder zivilgesellschaftliche Gruppen, 
etwa Energiegenossenschaften. Diese Akteure arbeiten je nach 
Thema bzw. Aufgabenstellung in variierenden Konstellationen 
zusammen (DifU 2010).

In der MRH werden verschiedenste Partizipationsformate 
zum Thema Klimaschutz eingesetzt. Die Aktivitäten reichen 
von der Information der Bürger zu politischen Dokumenten 
wie dem Masterplan Klimaschutz auf der Homepage Hamburgs 
(Freie und Hansestadt Hamburg 2016), der Bereitstellung von 
Material zu Förderprogrammen für Unternehmen bspw. durch 
die niedersächsische Klimaschutz- und Energieagentur (Klima-
schutz- und Energieagentur Niedersachsen 2016) oder Tools zur 
Erhebung der eigenen CO2-Bilanz für die Verwaltung (Imagine 
Initiative 2014) oder die Bürgerinnen und Bürger (KlimAktiv 
2016). Im Bereich Beteiligung finden zahlreiche Bürgerdialoge, 
Workshops oder Werkstätten mit Bürgerinnen und Bürgern 

statt, insbesondere im Zusammenhang mit der Erstellung und 
Fortschreibung von Klimaschutzkonzepten. Kooperationen 
bestehen bspw. in Form des KlimaCampus Hamburg, der in 
Hamburg Universitäten, Forschungseinrichtungen und Be-
hörden zum Thema Klima zusammenbringt. Auf kommunaler 
Ebene dienen Klimaschutzgesellschaften dazu, aus einem eigens 
angelegten Klimaschutzfonds heraus Projekte wie z. B. die Um-
rüstung der Straßenbeleuchtung anzustoßen. Aber auch in der 
Arbeitsstruktur der Metropolregion ist das Thema verankert, 
in Form der Arbeitsgruppe Klimaschutz und Energie, in der 
Akteure der Region gemeinsam Leitprojekte zum Thema ent-
wickeln. Aktuell fehlt es allerdings noch an einer umfassenden 
Erhebung der verschiedenen Partizipationsangebote und einer 
Untersuchung ihrer Arbeits- und Wirkungsweise sowie ihrer 
Effektivität.

14.6.4	 Netzwerke

▶ Abschn. 14.2.1 thematisierte bereits die Teilnahme an (interna-
tionalen) Netzwerken als einen für den Klimaschutz förderlichen 
Faktor. In der Planungspraxis sind Netze im Kontext einer ver-
stärkten Umsetzungs- und Innovationsorientierung der Raum-
ordnung sowie der Organisation kollektiven Handelns zu sehen. 
In einer komplexen, sich ständig weiter ausdifferenzierenden Ge-
sellschaft bedarf es intelligenter Steuerungsmechanismen, um die 
vielfältigen Interessen einer zunehmenden Zahl von Akteuren 
auf den verschiedenen Handlungsebenen in Einklang zu bringen. 
Netzwerke sind in vielerlei Hinsicht charakterisierbar, hinsicht-
lich des zu bearbeitenden Gegenstands (funktional/räumlich), 
des Verpflichtungsgrades (Pflicht-/freiwillige Aufgabe), der 
Struktur (Art der Netzknoten), der räumlichen Ausprägung (Dis-
tanzen zwischen den Knoten) oder der zeitlichen Ausprägung 
(dauerhaft/befristet) (Knieling und Kunzmann 2005). Vorran-

.. Abb. 14.1  Kommunale Klima-
schutzakteure. (DifU 2010, S. 132)

277 14
14.6  •  Informelle Instrumente und Ansätze in der Planung



1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

16

17

18

19

20

21

22

23

giges Ziel von Netzwerken im Zusammenhang mit dem Thema 
Klimaschutz ist der Erfahrungsaustausch, um gegenseitig von 
den lokalen und regionalen Erfahrungen zu profitieren.

Hamburg ist, wie bereits in ▶ Abschn.  14.4 beschrieben, 
Teil verschiedener Netzwerke, u. a. von Klimabündnis, ICLEI 
sowie Covenant of Mayors. An dieser Stelle soll ergänzend auf 
das internationale Metropolennetzwerk METREX hingewiesen 
werden, da die Institution MRH hier Mitglied ist und dies eine 
Ergänzung zu den städtischen Netzwerkaktivitäten darstellt. Bei 
METREX handelt es sich um ein multifunktionales Netzwerk, 
das u. a. das Thema Klimaschutz bearbeitet und die Möglichkeit 
zum Erfahrungsaustausch bietet.

Prinzipiell ist der wohl größte Vorteil von Zusammenschlüs-
sen der damit einhergehende Zugang zu Ressourcen. Über Netz-
werke können Expertise, Fördermöglichkeiten, Finanzierungshil-
fen sowie Best-Practice-Beispiele und Lösungsansätze Verbreitung 
finden (Azevedo et al. 2013, S. 898; Bulkeley 2010, S. 237; Lee und 
Koski 2014). Es werden formelle Kommunikationskanäle bereit-
gestellt, die eine stärkere öffentliche Wirksamkeit haben, ebenso 
wie informelle Kanäle des Austausches. Netzwerke bieten bereits 
fertige und attraktive Mechanismen für eine Zusammenarbeit in-
dividueller Gruppen oder Institutionen (Gore 2010, S. 35). Lokale 
Regierungen können auf diese Weise fehlende Kapazitäten und 
Kosten zu einem gewissen Grad ausgleichen, indem sie bei Um-
weltherausforderungen, die oftmals nicht zu den höchsten Priori-
täten zählen, auf vorhandenes Wissen und Erfahrungen zugreifen 
können. Klimaschutzstrategien müssen nicht vollkommen eigen-
ständig entwickelt werden, vielmehr kann sich für die eigene lokale 
Lösung an vorhandenen Konzepten orientiert werden (Emelianoff 
2014; Giest und Howlett 2013, S. 351; Lee und Koski 2014). Bei 
ICLEI werden über die genannten Aspekte hinaus noch ein tech-
nischer Support und spezifische Software bereitgestellt, ebenso 
wie Foren für den Informationsaustausch und (teils webbasierte) 
Seminare und themenspezifische Trainings (Krause 2012, S. 585).

Aber auch auf Ebene der Bundesländer sind netzwerkartige 
Strukturen im Bereich des Klimaschutzes vorhanden, die ähn-
liche Vorteile entfalten sollen. Zu nennen ist bspw. das Netzwerk 
der Niedersächsischen Klimaschutzmanager. Die Klimaschutz- 
und Energieagentur Niedersachsen organisiert speziell für die 
kommunalen Klimaschutzmanager regelmäßige Treffen, bei 
denen fachliche Fragen und praktische Erfahrungen hinsichtlich 
der Umsetzung von Klimaschutzkonzepten diskutiert werden.

14.7	 Wirkungen lokaler Klima-Governance

Für die lokale Klima-Governance stellt sich grundsätzlich die 
Frage, welche Reichweite Klimaschutzstrategien auf dem loka-
len Level erreichen können. Wollen lokale Entscheidungsträger 
Emissionen nachhaltig reduzieren, haben sie nur begrenzt direkte 
Durchsetzungsmechanismen, Sanktionen können kaum ver-
hängt werden (Milliard-Ball 2012, S. 302). Denn die aufgezeigten 
Handlungspotenziale entstehen oftmals durch Aushandlungs-
prozesse mit indirekten Governance-Instrumenten und weiteren 
Akteursgruppen wie der Wirtschaft oder der Zivilgesellschaft. 
In der Regel müssen daher divergierende Logiken der Akteurs-
gruppen zusammengebracht werden, wobei die Thematik Klima-
schutz oftmals nicht zu den höchsten Prioritäten zählt. Dies hat 

zur Folge, dass nur selten radikale Einsparungen und Strukturän-
derungen erfolgen. Der Governance-Modus, der theoretisch die 
stärksten Auswirkungen entfalten könnte – die Planungshoheit 
und Definition der Landnutzung (vgl. ▶ Abschn. 14.3) – wird laut 
Bulkeley und Kern (2006, S. 2250) in der Praxis bislang selten mit 
Klimaschutzzielen verbunden und angewandt.

Insgesamt wäre es zu pauschal, allen Städten die gleiche 
Handlungsfähigkeit zu attestieren. Urbane Regionen haben in 
Bezug auf finanzielle und personelle Ressourcen sehr unter-
schiedliche Kapazitäten, was neben institutionellen Rahmenbe-
dingungen erheblich beeinflusst, inwieweit Regierungen in der 
Lage sind, Klimaschutzstrategien zu entwickeln (Bulkeley und 
Kern 2006, S. 2238; Hodson und Marvin 2009, S. 532).

Eine zentrale Frage, die immer wieder diskutiert wird, be-
trifft die tatsächlichen Auswirkungen durch die Einführung von 
Klimaplänen und damit verknüpften Maßnahmen. Eine immer 
wichtiger werdende Kategorie ist dabei das Monitoring i. S. der 
Emissionserfassung (vgl. ▶ Abschn. 14.5.4). While et al. (2010) 
benennen „carbon control“ bzw. „carbon management“ als neues 
dominierendes Regulierungskonzept, nachdem lange Zeit eine 
breiter gefasste nachhaltige Entwicklung adressiert wurde. Die 
Entwicklung wirkungskräftiger Mitigationspläne erfordert, 
dass lokale Regierungen einen fundierten Überblick über den 
Emissionsverbrauch und das damit einhergehende Reduktions-
potenzial haben (Bader und Bleischwitz 2009, S. 2). Durch die 
Messbarmachung von erreichten Reduzierungen und deren Zu-
rechnung auf lokale Strategien wird eine bessere Beurteilung 
und Vergleichbarkeit hergestellt. Gerade in diesem Punkt sehen 
aktuelle Forschungen aufgrund verschiedener damit einher-
gehender Herausforderungen jedoch ein enormes Wissensdefizit 
(Azevedo et al. 2013; Bulkeley und Betsill 2013; Bulkeley 2010; 
Kennedy et al. 2012; Morlet und Keirstead 2013; Pasimeni et al. 
2014; Schulz 2010).

Die Datengrundlagen der Städte weichen oft stark voneinan-
der ab. Es gibt kein einheitliches Vorgehen darüber, welche Emis-
sionen erfasst und einberechnet werden. Je nach Messmethode, 
„thematischem“ Umfang der Emissionen und der Definition des 
urbanen Gebietes variieren sie zu stark, um örtliche Vergleiche 
ziehen zu können (Dhakal 2010; Kennedy et al. 2012). Zwar gibt es 
bereits unterschiedliche Instrumente, um Emissionen im urbanen 
Kontext zu erfassen (z. B. CO2-Grobbilanz, ECO2Regio, GRIP, Bi-
lan Carbone, CO2-Calculator, Project 2 Degrees), doch sind deren 
methodologische Unterschiede in einigen zentralen Bereichen zu 
stark, als dass durch die generierten Daten aussagekräftige Ver-
gleiche möglich wären (Bader und Bleischwitz 2009, S. 10 f).

Herausforderungen sind vor allem mit der Kategorie der in-
direkten Emissionen verbunden. Einige Städte berechnen nach 
dem „activity principle“ auch die indirekten Emissionen ein, d. h. 
alle Treibhausgase, die durch jegliche Aktivitäten in ihren Gren-
zen entstehen, unabhängig davon, wo sie letztlich ausgestoßen 
werden; andere Städte beschränken sich auf den Ausstoß inner-
halb des örtlich definierten Raumes (Bader und Bleischwitz 2009, 
S. 4). Kritische Grenzbereiche sind dabei mit Import und Export 
verbunden, mit der Abfallwirtschaft sowie dem Flugverkehr oder 
Emissionen, die in Häfen entstehen. Einige der Industrieemis-
sionen sind zudem nicht erfassbar, wenn die Unternehmen diese 
nicht zur Verfügung stellen (Dhakal 2010; Kennedy et al. 2012). 
Gerade der Luftverkehr, der stellenweise die größte Emissions-
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kategorie darstellt, wird oft nicht in urbane Berechnungen ein-
bezogen, sondern es wird darauf verwiesen, dass es sich dabei 
stärker um eine nationale oder globale Kategorie handelt und 
in der Folge Reduktionsbemühungen auch auf diesen Ebenen 
anzusiedeln sind (Schulz 2010, S. 20). Dieser Aspekt wirkt sich 
auch relativierend auf die Tatsache aus, dass in Vergleichsstudien 
oftmals Städte prozentual stärker Emissionen einsparen als die 
jeweils nationale Ebene. Denn im nationalen Kontext werden 
auch Treibhausgase aus übergreifenden Teilbereichen auf den 
Pro-Kopf-Verbrauch hinzugerechnet – beispielsweise aus der 
Landwirtschaft, der Schwerindustrie oder dem Luftverkehr (Ken-
nedy et al. 2012). Ein Vergleich erscheint demnach nur schwer 
umsetzbar.

Auch Studien, die konkret untersuchen, wie viel Emissionen 
in einem bestimmten Zeitraum in einer Stadt eingespart wurden, 
können nicht abschließend einschätzen, welcher Anteil daran der 
Klimapolitik zuzuschreiben ist. Auf der einen Seite führen auch 
andere Dynamiken oftmals zur Steigerung der Energieeffizienz 
oder zu einem Wechsel zu weniger CO2-intensiven Energieträ-
gern – etwas, das vor allem auch durch die nationale Ebene be-
fördert werden kann (Kennedy et al. 2012). Auf der anderen Seite 
enthalten Klimapläne nicht automatisch alle Aktivitäten inner-
halb urbaner Räume, die zur Mitigation beitragen, da nicht alle 
als dezidierte Maßnahmen ausgewiesen sind (Reckien et al. 2014, 
S. 339; Castán Broto und Bulkeley 2012). Insgesamt fehlen aus-
differenzierte Daten, die etwas über die Kausalzusammenhänge 
der Reduktionen aussagen. Zu ähnlichen Schlüssen kommt Mil-
liard-Ball (2012, S. 290) bei der Untersuchung der Auswirkungen 
urbaner Klimapläne: Städte mit Klimastrategie erreichen zwar 
grundsätzlich mehr Emissionsreduzierungen als Städte ohne Kli-
maplan. Sie besitzen häufiger „grüne“, energieeffiziente Gebäude, 
investieren stärker in die Fahrradinfrastruktur und fördern in der 
Tendenz stärker die Aufbereitung von Abfall. Kontrolliert man 
jedoch auf Marktmechanismen und Politikprogramme, die sich 
nicht auf den Klimaschutz beziehen, so verliert sich der Zusam-
menhang zwischen den Aktivitäten und den Klimastrategien. 
Als Gründe für Zweifel an der nachhaltigen Wirkung von Klima-
plänen bzgl. Emissionsreduzierungen nennt Milliard-Ball (2012, 
S. 291 ff.), dass Klimapläne ggf. Maßnahmen beinhalten, die oh-
nehin umgesetzt worden wären bzw. die nur schnell erreichbare, 
jedoch keine großen Emissionseinsparungen mit sich bringen 
oder die sich mit anderen Programmatiken überschneiden, sodass 
es sich in der Konsequenz vielmehr um kodifizierte Ergebnisse 
handelt, die auch ohne formelle Strategie erreicht worden wären.

Aufgrund der beschriebenen Herausforderungen würden 
eine bessere Quantifizierung sowie Vergleichswerte für die Dis-
kussion der urbanen Neuausrichtung zentrale Einblicke liefern, 
um Programme, Rahmenbedingungen und unterschiedliche Ziel-
setzungen von Städten besser beurteilen zu können (Morlet und 
Keirstead 2013, S. 862). Es fehlen aber bisher Monitoringsysteme 
mit klaren Ziel- und Performanceindikatoren (Pasimeni et al. 
2014, S. 171) sowie Untersuchungen, die auch kleine, einzelne 
Maßnahmen und Instrumente in ihrer Wirkkraft bzgl. Emissions-
reduzierungen beurteilen (Bulkeley 2010, S. 235 f.). Dhakal (2010, 
S. 281) fordert in diesem Zusammenhang außerdem stärker aus-
differenzierte Methoden, die einbeziehen, für wie viel direkte 
und indirekte Emissionen die Stadt in Bereichen von urbanen 
Institutionen verantwortlich ist, auf die sie direkt Einfluss nimmt. 

Erst dann könnten das Einsparpotenzial realistisch eingeschätzt 
und Anknüpfungspunkte besser identifiziert werden.

14.8	 Fazit und Forschungslücken

Der Klimaschutz stellt besondere Herausforderungen an regi-
onales und kommunales Handeln. Die Langfristigkeit der Kli-
maänderung sowie die damit verbundenen Unsicherheiten sind 
Rahmenbedingungen, die in Politik, Verwaltung und Wirtschaft 
Entscheidungsprozesse zugunsten des Klimaschutzes erschweren. 
Zudem bewegen sich die Regionen, Städte und Kommunen inner-
halb eines komplexen Mehrebenensystems. Städte und Kommu-
nen sind aber die zentrale Umsetzungsebene für die auf interna-
tionaler und nationaler Ebene getroffenen Entscheidungen zum 
Klimaschutz und zur CO2-Reduzierung. Gleichzeitig können sie 
Einfluss auf übergeordnete Ebenen nehmen, da die Durchlässig-
keit der Entscheidungsprozesse zugenommen hat. Gründe hierfür 
sind zum einen die zunehmende Fragmentierung der Ebenen und 
Verflechtungen, zum anderen die Pluralisierung der Akteure.

Der Umfang des Engagements auf kommunaler und regio-
naler Ebene liegt im eigenen Ermessen und weist in der Praxis 
eine große Vielfalt auf. Dies gilt auch für die MRH, wo zahlrei-
che Aktivitäten zum Klimaschutz zu finden sind. Zwar nahm das 
Land Hamburg mit dem 1997 verabschiedeten HmbKlSchG, das 
Regelungen aus verschiedenen Rechtsbereichen gebündelt und 
in einem Gesetz zusammengeführt hat, eine Vorreiterrolle ein. 
Inzwischen ist allerdings ein weitgehendes „Klimaschutz-Main-
streaming“ in der Gesetzeslandschaft zu beobachten. Gegenwärtig 
fehlen in der Metropolregion Regelungen der beteiligten Länder 
zur Koordination der Klimaschutzbemühungen in den verschie-
densten Bereichen, wie es sie beispielsweise in Baden-Württem-
berg und Nordrhein-Westfalen gibt. Ergänzend zu bestehenden 
bzw. fehlenden formellen Regularien tragen informelle Instru-
mente zur Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen bei.

Zu den am häufigsten eingesetzten Instrumenten gehören 
Klimaschutzkonzepte. Für die MRH liegt zwar kein übergreifen-
des Konzept vor, aber für die beteiligten Bundesländer sowie fast 
flächendeckend auf kommunaler Ebene für die (Land‑)Kreise 
und kreisfreien Städte. Diese informellen Konzepte unterschei-
den sich in Alter, Ziel- und Schwerpunktsetzung, beteiligten 
Akteuren, Umfang und Grad der Umsetzung, da keine verein-
heitlichenden Vorgaben bestehen. Mögliche Nachteile betreffen 
u. a. die fehlenden formalen Vorgaben zum Aufstellungsverfahren 
und den daran zu beteiligenden Akteuren, Mängel bezogen auf 
die Inhalte, etwa das Fehlen quantifizierter Ziele, die ein zielge-
richtetes Monitoring ermöglichen könnten, oder die kaum nach-
vollziehbare Methodik der CO2-Bilanzierung und eine fehlende 
Konkretisierung der Maßnahmen, insbesondere auch bzgl. der 
Finanzierung. Hinsichtlich der Bindungswirkung bei der Um-
setzung von Klimaschutzplänen weist Hamburg jedoch gegen-
über den Flächenländern einen Vorteil auf. Die Flächenstaaten 
benötigen zur Erzeugung einer landesweiten Bindungswirkung 
ihrer Klimaschutzkonzepte, insbesondere auch gegenüber den 
Kommunen, formelle Instrumente. Der Hamburger Senat ist hin-
gegen in der Lage, die Vorgaben des Klimaplans mit bereits vor-
handenen Instrumenten für die gesamte Hamburger Verwaltung 
verbindlich zu machen.
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14.9	 Ausblick

Hamburg, aber auch die Kommunen der Metropolregion, bieten 
vielfältige Handlungspotenziale für den Klimaschutz: durch for-
melle Instrumente, durch die Bereitstellung finanzieller Ressour-
cen sowie durch partizipative und kooperative Instrumente. Die 
angewandten Maßnahmen in der Region unterscheiden sich ent-
sprechend den jeweils verfügbaren Ressourcen und den instituti-
onellen Rahmenbedingungen, etwa wenn Hamburg als Stadtstaat 
aufgrund der Länderkompetenz eine höhere Handlungsfähigkeit 
aufweist. Angesichts der Vielfalt der kommunalen und regiona-
len Strukturen in der die Ländergrenzen überschreitenden Me-
tropolregion stellt sich generell die Frage, welche unterschiedli-
chen Möglichkeiten und Ansatzpunkte die Kommunen besitzen, 
Klimaschutz zu betreiben. Eine übergreifende Erhebung und 
Auswertung der im Raum der Metropolregion eingesetzten Ins-
trumente wäre zu empfehlen, um weiterführende Möglichkeiten 
des Klimaschutzes erkennen und aufzeigen zu können.

Bei allen eingesetzten formellen und informellen Instru-
menten der lokalen Klimaschutz-Governance stellt sich zudem 
die Frage nach ihrer Wirkung und ihrem Erfolg in Bezug auf den 
Klimaschutz. Evaluationen können verschiedene Funktionen ha-
ben: Zum einen können Informationen zu räumlichen Prozessen 
generiert werden (Erkenntnisfunktion), zum anderen bestehende 
Fördermaßahmen damit legitimiert (Legitimationsfunktion) 
oder die Zweckmäßigkeit der eingesetzten Finanzmittel geprüft 
werden (Kontrollfunktion). Ein neuerer Zugang, der insbeson-
dere für das noch junge Forschungsfeld Klimaschutz interessant 
sein dürfte, ist zudem die Dialogfunktion. Evaluation wird in 
diesem Sinn als Lerninstrument aufgefasst, das in laufenden 
Prozessen mögliche Schwachstellen aufzeigt, um Korrekturen 
vornehmen zu können (Beier 2007). Dieses Verständnis ist auch 
für den Klimaschutz interessant, da es sich hierbei noch immer 
um ein neues Handlungsfeld handelt, das vielfach mithilfe in-
formeller Instrumente bearbeitet wird, und kaum Evaluierungs-
ansätze vorliegen. Forschungsarbeiten können in dieser Richtung 
Ansatzpunkte liefern, um künftige Minderungsstrategien und 
-maßnahmen zu optimieren (Fröhlich und Knieling 2013).

Dass dieses Feld noch deutliche Forschungslücken aufweist, 
resultiert aus besonderen Restriktionen, die mit der Evaluation 
kommunaler und regionaler Steuerungsinstrumente verbunden 
sind. Dazu zählt zum einen die Schwierigkeit, derart komplexe 
Sachverhalte mit einer Vielzahl von Einflussfaktoren abzubilden, 
zum anderen sind quantitative Parameter vielfach nicht verfügbar. 
Letztendlich ist die Validität der Studien oftmals gering (Wiech-
mann und Beier 2004). Dennoch sind erste Ansätze vorhanden, 
wenn auch nicht im Zusammenhang mit Klimaschutzaktivitäten. 
Diese beziehen sich vor allem auf die Wirkung formeller Steue-
rungsinstrumente, etwa Regional- oder Flächennutzungspläne. 
Aber auch informelle Instrumente rücken gerade vor dem Hin-
tergrund begrenzter formaler Durchsetzungsmöglichkeiten zu-
nehmend in den Fokus der Forschung. Für die MRH könnte eine 
Evaluation der Klimaschutzaktivitäten wichtige Erkenntnisse zur 
Reflexion und Weiterentwicklung des Klimaschutzes liefern.

Ebenfalls im Zusammenhang mit der Wirkung von Kli-
maschutzmaßnahmen steht die Erfassung der tatsächlichen 
CO2-Reduzierung. Dies betrifft die Erhebung der tatsächlichen 
Emissionen sowie deren Veränderung durch die angestrebten 

Maßnahmen. Hier ergibt sich Forschungs- und Handlungsbedarf 
im Hinblick auf die Berechnung der indirekten Emissionen und 
Wirkungszusammenhänge sowie die Anwendung des „carbon 
control“ bzw. „carbon management“. Dabei fehlen u. a. geeignete 
Monitoringsysteme mit klaren Ziel- und Performanceindikato-
ren, ohne die eine Bewertung des Erfolgs der Klimaschutzmaß-
nahmen nicht möglich ist.

Aufgrund der starken Heterogenität hinsichtlich Zielsetzun-
gen, bearbeiteten Handlungsfeldern, angedachten Maßnahmen 
sowie Umfang und Alter der Klimaschutzkonzepte könnte ein 
für die MRH übergeordnetes Konzept als Dach für die vielfäl-
tigen Aktivitäten fungieren. Ein erster Schritt dazu müsste eine 
differenziertere inhaltliche Auswertung der bestehenden Klima-
schutzkonzepte sein, die in der Methodik über die bereits vor-
gelegte Studie (MRH 2014) hinausgeht.

Ebenfalls vertiefender Untersuchungen bedarf die Frage, inwie-
weit andere, in ▶ Abschn. 14.2.1 beschriebene, für den kommuna-
len Klimaschutz förderliche Faktoren auf die Situation in der Stadt 
Hamburg und in der Metropolregion zutreffen. Dies betrifft die 
Relevanz der Nähe zum Bürger auf die Stärke der Ambitionen zur 
Umsetzung von Klimaschutzbemühungen, d. h., inwieweit Städte 
und Gemeinden sowie die Region versuchen, über die Profilierung 
im Sinne einer nachhaltigen Stadt- und Regionalentwicklung und 
des Klimaschutzes die Lebensqualität für ihre Bevölkerung zu stei-
gern und in welcher Form deren ökologische Präferenzen als ent-
scheidender Einflussfaktor zum Handeln für Städte und Regionen 
beitragen. Ein weiterer Aspekt ist die Korrelation zwischen dem 
Wohlstand von Städten und dem Bildungsniveau der Bewohne-
rinnen und Bewohner sowie der potenziellen Vorreiterrolle der 
jeweiligen Stadt im (inter-)nationalen oder regionalen Vergleich. 
Gleiches gilt für den Mehrwert der Mitgliedschaft Hamburgs und 
anderer Kommunen der Metropolregion oder der Metropolregion 
selbst in Klimaschutznetzwerken auf Länder‑, Bundes- oder in-
ternationaler Ebene oder in internationalen Forschungsverbünden 
(etwa auf europäischer Ebene) und die daraus generierten positiven 
Effekte und Einflüsse auf die Klimaschutzaktivitäten.
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